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Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom

1. JANUAR 2025 BIS ZUM 31. DEZEMBER 2025

B  I  L  A  N  Z  

A k t i v a

31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähn-

liche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten   

und Werten 166.141,80 264.708,42

2. Geleistete Anzahlungen 62.885,48 38.151,40

229.027,28 302.859,82

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten

einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 106.685.494,54 106.178.695,03

2. Technische Anlagen und Maschinen 3.817.067,00 3.715.509,99

3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 5.107.365,99 5.200.064,79

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.633.181,92 5.551.805,92

117.243.109,45 120.646.075,73

III. Finanzanlagen

1. Ausleihungen an Gesellschafter 421.110,94 429.713,79

2. Beteiligungen 5.700,00 5.700,00

426.810,94 435.413,79

117.898.947,67 121.384.349,34

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 662.033,13 720.116,33

2. Unfertige Erzeugnisse 12.843,75 23.429,16

3. Fertige Erzeugnisse und Waren 8.800,00 0,00

683.676,88 743.545,49

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 11.582.368,37 10.368.431,57

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 6.077,60 2.406,82

3. Sonstige Vermögensgegenstände 300.160,84 297.486,93

11.888.606,81 10.668.325,32

IV. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 55.436.691,03 69.288.294,11

68.008.974,72 80.700.164,92

C. Rechnungsabgrenzungsposten 519.033,48 544.142,87

186.426.955,87 202.628.657,13



B  I  L  A  N  Z  

P a s s i v a

31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR

A. Eigenkapital

I.   Gezeichnetes Kapital 45.000.000,00 45.000.000,00

II.  Kapitalrücklage 11.908.625,70 11.908.625,70

III. Gewinnrücklagen 161.591,00 161.591,00

IV. Gewinnvortrag 12.882.238,91 11.920.499,18

V. Jahresfehlbetrag/- überschuss -1.465.117,16 961.739,73

68.487.338,45 69.952.455,61

B. Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen 

zur Finanzierung des Anlagevermögens

1. Sonderposten aus Zuweisungen und Zuschüssen 

der öffentlichen Hand 21.736.568,81 23.014.667,10

2. Sonderposten aus Zuwendungen Dritter 185.256,23 173.275,38

21.921.825,04 23.187.942,48

C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche

Verpflichtungen 16.857.608,00 17.876.451,00

2. Steuerrückstellungen 41.600,00 24.000,00

3. Sonstige Rückstellungen 19.465.855,92 23.129.464,91

36.365.063,92 41.029.915,91

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 37.231.708,08 40.090.346,87

2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 5.371.110,34 5.599.337,29

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 6.473.425,52 11.981.856,56

4. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 1.712.285,68 1.872.526,05

5. Verbindlichkeiten gegenüber

verbundenen Unternehmen 134.796,06 272.454,10

6. Sonstige Verbindlichkeiten 6.486.286,81 6.592.788,04

- davon aus Steuern EUR 5.393,29 (i.V. EUR 828,06) 57.409.612,49 66.409.308,91

- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit  

EUR 59.642,75 (i.V. EUR 80.190,47)

E. Rechnungsabgrenzungsposten 2.243.115,97 2.049.034,22

186.426.955,87 202.628.657,13



Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom

1. JANUAR 2025 BIS ZUM 31. DEZEMBER 2025

Gewinn-und Verlustrechnung

2025 2024

EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 132.799.080,70 132.812.243,95

2. Veränderung des Bestands an

fertigen und unfertigen Erzeugnissen -1.785,41 18.559,42

3. Sonstige betriebliche Erträge 21.012.328,58 18.817.309,96

4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe -9.757.002,22 -9.594.564,91

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -14.194.068,50 -14.276.995,73

-23.951.070,72 -23.871.560,64

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -68.850.493,32 -66.997.233,34

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung -27.088.290,01 -25.221.786,68

davon aus Altersversorgung EUR - 5.839.966,33 -95.938.783,33 -92.219.020,02

(i.V. EUR -5.639.192,47)

6.
Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände

des Anlagevermögens und Sachanlagen -7.439.628,27 -7.083.509,57

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen -27.756.756,92 -26.761.454,18

8. Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 11.082,56 18.890,31

davon von verbundenen Unternehmen EUR 11.082,56

(i.V. EUR 18.890,31)

9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.279.679,30 1.588.077,98

davon aus Abzinsung EUR 374.982,33

(i.V. EUR 367.212,30)

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -1.112.349,57 -2.204.872,58

davon an verbundene Unternehmen EUR - 10.447,43

(i.V. EUR -7.777,54)

davon aus Aufzinsung EUR - 10.221,00

(i.V. EUR - 8.509,79)

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -69.164,00 -68.206,71

12. Ergebnis nach Steuern -1.167.367,08 1.046.457,92

13. Sonstige Steuern -297.750,08 -84.718,19

14. Jahresfehlbetrag/- überschuss -1.465.117,16 961.739,73
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        A N H A N G 
zum 

JAHRESABSCHLUSS FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 

VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2025 

der 

SBK SOZIAL-BETRIEBE-KÖLN GEMEINNÜTZIGE GMBH, 

 Köln, 

Amtsgericht Köln, HRB 58783 

Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 

Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der §§ 242ff HGB unter Beachtung der ergän-
zenden Bestimmungen für große Kapitalgesellschaften (§§ 264 ff. HGB) sowie des GmbHG aufge-
stellt. Die Gliederung von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung entsprechen den gesetzlichen 
Vorschriften der §§ 266 und 275 HGB für große Kapitalgesellschaften. Die Gewinn- und Verlust-
rechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.  

Das Gliederungsschema der Bilanz wurde unter Bezugnahme auf § 265 Abs. 5 Satz 2 HGB zur 
Darstellung der bisher erhaltenen und verwendeten Investitionskostenzuschüsse auf der Passiv-
seite um den Posten „Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen zur Finanzierung des An-
lagevermögens“ erweitert. 

Ferner wurde gemäß § 42 Abs. 3 GmbHG der Posten „Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaf-
ter“ ergänzt. 
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Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Bei der Bewertung wurde von der Fortsetzung des Unternehmens ausgegangen.  

Die im Jahresabschluss 31.12.2024 angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wur-
den grundsätzlich beibehalten  

Es wurde wie folgt bilanziert und bewertet: 

Das Anlagevermögen ist zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, und - soweit abnutzbar- ver-
mindert um Abschreibungen, angesetzt. Fremdkapitalzinsen werden nicht in die Herstellungskos-
ten einbezogen.  Die planmäßigen Abschreibungen werden grundsätzlich nach der linearen Me-
thode, unter Zugrundelegung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern, berechnet. Die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer beläuft sich bei immateriellen Vermögensgegenständen auf 3 bis 
5 Jahre, bei grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden auf 15 bis 50 Jahre, bei technischen  
Anlagen auf 10 bis 20 Jahre und bei Einrichtungen und Ausstattungen auf 3 bis 15 Jahre. Alle An-
lagegüter im Einzelwert zwischen je EUR 250,00 und 1.000,00 (ohne Umsatzsteuer) wurden voll-
ständig abgeschrieben. Gleichzeitig wurde ihr Abgang unterstellt.  

Unter den Finanzanlagen wird ein Anteil an einer Dienstleistungs- und Einkaufsgemeinschaft so-
wie eine Forderung gegen die Gesellschafterin Stadt Köln ausgewiesen. Letztere resultiert aus 
dem Eigenkapitaleinsatz der SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH für das Pflegeheim 
in Sülz, welches im Eigentum der Stadt Köln steht. Mit dieser Forderung werden im Wesentlichen 
die Mietzahlungen, die die SBK an die Stadt Köln für das Pflegeheim zu entrichten hat, sowie die 
Kapitaldienste im Zusammenhang mit der Finanzierung des Pflegeheims, verrechnet.  

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zu Anschaffungskosten und unfertige Erzeugnisse zu Her-
stellungskosten bewertet. Das Niederstwertprinzip wird beachtet. Für Vorräte im Bereich des 
Handwerkerbedarfs ist ein Festwert gebildet.  
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Die Bewertung der Forderungen und Sonstigen Vermögensgegenstände erfolgt zu Nennwerten, 
bei Unterverzinslichkeit zum Barwert. Den bis zur Bilanzaufstellung erkennbaren Risiken wird 
durch Bildung angemessener Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen. Zur Abdeckung des 
verbleibenden Ausfallrisikos, der Zinsverluste und der Mahn- und Vollstreckungskosten im Folge-
jahr wird eine Pauschalwertberichtigung von ca. 1 % auf alle nicht einzelwertberichtigten Forderun-
gen aus Lieferungen und Leistungen gebildet. 

Als Forderungen gegen verbundene Unternehmen werden Forderungen aus Lieferungen und Leis-
tungen gegen andere Beteiligungen der Gesellschafterin ausgewiesen. 

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten sind mit ihren Nennwerten angesetzt.  

Die Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung des Anlagevermögens gemäß § 5 Abs. 2 
der Verordnung über die Rechnungs- und Buchführungspflichten der Pflegeeinrichtungen enthal-
ten als Korrekturposten zum Anlagevermögen die zweckentsprechend verwendeten Zuweisungen 
und Zuschüsse der öffentlichen Hand sowie der Zuwendungen Dritter. Die Sonderposten werden 
entsprechend der Entwicklung des aus den Zuweisungen, Zuschüssen und Zuwendungen finan-
zierten Anlagevermögens aufgelöst.  

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen werden für Pensionsempfän-
ger*innen und Anwartschaften gebildet. Es handelt sich ausschließlich um Verpflichtungen gegen-
über Verbeamteten und Pensionierten der Gesellschafterin, denen nach Beamtenrechtsrahmenge-
setz Tätigkeiten bei der Gesellschaft zugewiesen wurden. Die Bewertung erfolgte dementspre-
chend auf Basis eines versicherungsmathematischen Gutachtens nach dem ratierlichen Anwart-
schaftsbarwertverfahren mit dem von der Deutschen Bundesbank im Monat Dezember 2025 veröf-
fentlichten durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangen 7 Jahre, der sich bei einer angenom-
menen Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt. Dieser wurde für den 31.12.2025 mit 2,22% berechnet. 
Es wurde ein Einkommenstrend von 2,5% sowie ein Rententrend von 2,5% unterstellt. Den Be-
rechnungen liegen die Heubeck-Richttafeln 2018 G zugrunde. Da es sich nicht um eigenes Perso-
nal handelt wäre grundsätzlich ein Ausweis unter den sonstigen Rückstellungen sachgerecht. Der 
Ausweis unter der Position „Rückstellung für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen“ ermöglicht 
allerdings einen besseren Einblick in die Vermögenslage. 
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Die ausgewiesenen Sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle bis zur Bilanzaufstellung er-
kennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung mit dem voraussichtlichen Erfüllungsrückstand. Bei der Rückstellung für Beihilfeleistungen 
wurde im Berichtsjahr nach einem versicherungsmathematischen Gutachten mit einem Zinssatz 
von 2,22% gerechnet. Die Bewertung erfolgte mit einem Kostensteigerungsfaktor von 2,5% und 
einer Fluktuationsrate von 2%. 

Bei der Bewertung der Rückstellung für Altersteilzeit wurde ein Zinssatz von 1,88 % zugrunde ge-
legt, der von der Deutschen Bundesbank für die noch verbleibende Restlaufzeit veröffentlicht 
wurde. Gemäß § 246 Abs. 2 HGB wurden die für die Erfüllung von Altersteilzeitrückstellungen ver-
pfändeten Guthaben mit der Rückstellung saldiert. Die Bewertung der Rückstellungen für tarifver-
tragliche Jubiläumsleistungen erfolgte nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren mit einem Zins-
satz von 2,22% für eine pauschale Restlaufzeit von 15 Jahren auf der Grundlage der Heubeck-
Richttafeln 2018 G. Es sind Rückstellungen nach § 249 Abs. 1 Nr. 1 HGB sowie nach § 249 Abs. 2 
HGB a.F. für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltungen gebildet. Das Wahlrecht zur Beibe-
haltung der Aufwandsrückstellung nach Artikel 67 Abs. 3 EGHGB wurde ausgeübt. 

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag oder mit dem Barwert bilanziert. 

Als Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen werden Verbindlichkeiten gegenüber 
anderen Beteiligungen der Gesellschafterin ausgewiesen. Sie betreffen Verbindlichkeiten aus Lie-
ferungen und Leistungen. 

Bewilligte Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen, die bis zum Bilanzstichtag noch nicht 
zweckentsprechend verwendet wurden, werden unter den Sonstigen Verbindlichkeiten ausgewie-
sen. 

Unter den Rechnungsabgrenzungsposten sind Zahlungen vor dem Bilanzstichtag, die Ertrag bzw. 
Aufwand für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen, ausgewiesen. 
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Angaben und Erläuterungen zur Bilanz 

1. Anlagespiegel 

Die Gesamtdarstellung der Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem folgenden An-
lagenspiegel: 



6 

Entwicklung der Anschaffungswerte

Stand 

01.01.2025 
Zugänge 

Um- 

buchungen 

Korrektur der 

Anschaffungs-

werte 

Abgänge 
Stand 

31.12.2025 

EUR EUR EUR EUR EUR

I.  Immaterielle Vermögensgegenstände

    1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte  

und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen

an solchen Rechten und Werten 3.213.670,72 16.144,80 0,00 0,00 2.626,76 3.227.188,76

2. Geleistete Anzahlungen 38.151,40 24.734,08 0,00 0,00 0,00 62.885,48

3.251.822,12 40.878,88 0,00 0,00 2.626,76 3.290.074,24

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte

und Bauten einschließlich der Bauten

auf fremden Grundstücken

Grundstücke 27.073.477,66 0,00 0,00 0,00 0,00 27.073.477,66

Gebäude 169.699.726,52 3.253.946,79 5.107.880,10 3.535.788,75 0,00 174.525.764,66

Außenanlagen 6.015.351,19 289.065,44 0,00 0,00 0,00 6.304.416,63

Mietereinbauten 0,00 15.204,34 0,00 0,00 0,00 15.204,34

202.788.555,37 3.558.216,57 5.107.880,10 3.535.788,75 0,00 207.918.863,29

2. Technische Anlagen und Maschinen 9.385.334,43 485.425,35 85.212,55 0,00 0,00 9.955.972,33

     3. Andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung

Fuhrpark 1.719.724,72 222.952,22 0,00 0,00 94.807,57 1.847.869,37

Einrichtung und Ausstattung 13.612.800,27 1.940.089,76 0,00 0,00 1.756.071,86 13.796.818,17

15.332.524,99 2.163.041,98 0,00 0,00 1.850.879,43 15.644.687,54

     4. Geleistete Anzahlungen und  

Anlagen im Bau 5.551.805,92 1.274.468,65 -5.193.092,65 0,00 0,00 1.633.181,92

233.058.220,71 7.481.152,55 0,00 3.535.788,75 1.850.879,43 235.152.705,08

III. Finanzanlagen

     1. Ausleihungen an die Gesellschafterin  

Stadt Köln 429.713,79 605.786,43 0,00 0,00 614.389,28 421.110,94

2. Beteiligungen 5.700,00 0,00 0,00 0,00 0,00 5.700,00

435.413,79 605.786,43 0,00 0,00 614.389,28 426.810,94

236.745.456,62 8.127.817,86 0,00 3.535.788,75 2.467.895,47 238.869.590,26
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Entwicklung der Abschreibungen Restbuchwerte

Stand 

01.01.2025 

Abschreibungen des

Geschäfts- 

jahres 

Abgänge Stand 31.12.2025 
Stand 

31.12.2025 

Stand 

31.12.2024 

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

2.948.962,30 114.711,42 2.626,76 3.061.046,96 166.141,80 264.708,42

0,00 0,00 0,00 0,00 62.885,48 38.151,40

2.948.962,30 114.711,42 2.626,76 3.061.046,96 229.027,28 302.859,82

0,00 0,00 0,00 0,00 27.073.477,66 27.073.477,66

92.462.862,02 4.359.636,02 0,00 96.822.498,04 77.703.266,62 77.236.864,50

4.146.998,32 262.490,18 0,00 4.409.488,50 1.894.928,13 1.868.352,87

0,00 1.382,21 0,00 1.382,21 13.822,13 0,00

96.609.860,34 4.623.508,41 0,00 101.233.368,75 106.685.494,54 106.178.695,03

5.669.824,44 469.080,89 0,00 6.138.905,33 3.817.067,00 3.715.509,99

1.331.673,59 91.446,65 94.807,57 1.328.312,67 519.556,70 388.051,13

8.800.786,61 2.140.880,90 1.732.658,63 9.209.008,88 4.587.809,29 4.812.013,66

10.132.460,20 2.232.327,55 1.827.466,20 10.537.321,55 5.107.365,99 5.200.064,79

0,00 0,00 0,00 0,00 1.633.181,92 5.551.805,92

112.412.144,98 7.324.916,85 1.827.466,20 117.909.595,63 117.243.109,45 120.646.075,73

0,00 0,00 0,00 0,00 421.110,94 429.713,79

0,00 0,00 0,00 0,00 5.700,00 5.700,00

0,00 0,00 0,00 0,00 426.810,94 435.413,79

115.361.107,28 7.439.628,27 1.830.092,96 120.970.642,59 117.898.947,67 121.384.349,34
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2. Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr (§ 268 Abs. 4 HGB)

Gesamtbetrag Davon mit einer Restlaufzeit von
Bilanzposition per 31.12.2025 

(per 31.12.2024) bis 1 Jahr über 1 Jahr
EUR EUR EUR

Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen 11.582.368,37 11.582.368,37 0,00

(10.368.431,57) (10.368.431,57) (0,00)

gegen verbundene 6.077,60 6.077,60 0,00
Unternehmen (2.406,82) (2.406,82) (0,00)

Sonstige Vermögensgegenstände 300.160,84 300.160,84 0,00
(297.486,93) (295.136,93) (2.350,00)

11.888.606,81 11.888.606,81 0,00
Gesamt (10.668.325,32) (10.665.975,32) (2.350,00)

3. Eigenkapital 

Das Stammkapital der SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH beträgt  
EUR 45.000.000,00. Als Kapitalrücklage wird entsprechend den Vereinbarungen in der Ausgliede-
rungserklärung die Summe der über diesen Betrag hinausgehenden Einlage des Gesellschafters 
ausgewiesen. 

Unter den Gewinnrücklagen (andere Gewinnrücklagen) wird das Ergebnis einer in 2010 vorgenom-
menen Bewertungsänderung bei erstmaliger Anwendung des Bilanzrechtsmodernisierungsgeset-
zes ausgewiesen.  
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4. Angaben zu den Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen (§ 285 
Nr. 24 HGB) 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen werden für die Versorgungsver-
pflichtungen der Gesellschafterin Stadt Köln für an die SBK gem. Beamtenrechtsrahmengesetz zu-
gewiesene Verbeamteten und Pensionierten gebildet. Da es sich hierbei nicht um eigenes Perso-
nal handelt und somit nur mittelbar eine Pensionsverpflichtung darstellt, sondern vielmehr eine 
Verpflichtung gegenüber der Gesellschafterin wäre grundsätzlich ein Ausweis unter den „Sonsti-
gen Rückstellungen“ sachgerecht. Der Ausweis erfolgt unter dieser Position, um mehr Transpa-
renz zu haben.  Aus demselben Grund werden entsprechende Aufwandspositionen nicht als Per-
sonalaufwand, sondern als sonstiger betrieblicher Aufwand ausgewiesen. Die Bewertung erfolgt 
nach den Vorschriften für „Sonstige Rückstellungen“ auf Basis eines versicherungsmathemati-
schen Gutachtens nach dem ratierlichen Anwartschaftsbarwertverfahren mit einem Zinssatz von 
2,22 %. Den Berechnungen liegen die Heubeck-Richttafeln 2018 G zugrunde. Auch hier ist darauf 
hinzuweisen, dass die Bewertung nicht entsprechend der Regelungen des § 253 Abs. 2 S.1 HGB 
erfolgt, da es sich hier nicht um eine unmittelbare Pensionsverpflichtung aus Sicht der Gesellschaft 
handelt. Entsprechend der wirtschaftlichen Zuordnung als Verpflichtung gegenüber der Gesell-
schafterin erfolgt abweichend eine Abzinsung mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der ver-
gangenen 7 Jahre statt 10 Jahre. Dementsprechend entfällt die Angabe gem. § 253 Abs. 6 HGB.  

5. Rückstellungen, die einen nicht unerheblichen Umfang haben (§ 285 Nr. 12 HGB) 

Rückstellungen TEUR 2024 

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 9.392 12.977
(nach § 249 Abs. 1 HGB)

Personalkosten, 9.258 9.545
darin enthaltene Verpflichtungen für
- zukünftige Beihilfezahlungen 3.459 2.912
- geleistete Überstunden 2.048 2.107
- noch nicht genommene Urlaubstage 1.620 1.687
- Leistungsorientierte Bezahlung (LOB) 1.344 1.216
- Altersteilzeitvereinbarungen 60 268

Aufwandsrückstellungen (nach § 249 Abs.1 S. 3 und Abs. 2 HGB a.F.) 269 269
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6. Angaben zur Verrechnung von Vermögensgegenständen und Schulden nach 
§ 246 Abs. 2 Satz 2 HGB (§ 285 Nr. 25 HGB)

Zur Absicherung von Verpflichtungen aus der Altersteilzeit wurden Rückstellungen in Höhe von 
TEUR 479 gebildet. Diesen Rückstellungen stehen Vermögensgegenstände als Sicherheit mit An-
schaffungskosten in Höhe von TEUR 419 gegenüber. Der Zeitwert entspricht den Anschaffungs-
kosten.  

7. Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber dem Gesellschafter 

Gesamtbetrag Davon mit einer Restlaufzeit von
per 31.12.2025 

(per 31.12.2024) bis 1 Jahr über 1 Jahr
EUR EUR EUR

Ausleihungen 421.110,94 318.595,13 102.515,81
(429.713,79) (206.114,62) (223.599,17)

Verbindlichkeiten aus
Darlehensverbindlichkeiten -845.796,18 -76.900,35 -768.895,83

(-897.063,08) (-76.900,35) (-820.162,73)

laufender Verrechnung -866.489,50 -866.489,50 0,00
(-975.462,97) (-975.462,97) ,00

-1.291.174,74 -624.794,72 -666.380,02
Gesamt (-1.442.812,26) (-846.248,70) (-596.563,56)
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8. Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr (§ 268 Abs. 4 HGB) und von 
mehr als fünf Jahren (§ 285 Nr. 1a HGB) sowie Verbindlichkeiten, die durch Grundpfand-
rechte oder ähnliche Rechte gesichert sind (§ 285 Nr. 1b HGB) 

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten ergeben sich wie folgt:

Gesamt per Davon mit einer Restlaufzeit von
Bilanzposition 31.12.2025

(per 31.12.2024) bis 1 Jahr 1 - 5 Jahren über 5 Jahren
EUR EUR EUR EUR

Verbindlichkeiten 37.231.708,08 2.800.439,19 9.970.313,15 24.460.955,74
  gegenüber Kreditinstituten (40.090.346,87) (2.862.677,39) (10.268.915,44) (26.958.754,04)

  gegenüber anderen 5.371.110,34 205.852,64 745.629,71 4.419.627,99
   Kreditgebern (5.599.337,29) (225.715,51) (764.585,32) (4.609.036,46)

  aus Lieferungen 6.473.425,52 6.071.176,14 402.249,38 0,00
   und Leistungen (11.981.856,56) (11.549.761,89) (432.094,67) (0,00)

  gegenüber Gesellschafter 1.712.285,68 943.389,85 202.843,81 566.052,02
(1.872.526,05) (1.052.363,32) (204.178,27) (615.984,46)

  gegenüber verbundenen 134.796,06 134.796,06 0,00 0,00
    Unternehmen (272.454,10) (272.454,10) (0,00) (0,00)

Sonstige Verbindlichkeiten 6.486.286,81 6.486.286,81 0,00 0,00
(6.592.788,04) (6.592.788,04) 0,00 (0,00)

57.409.612,49 16.641.940,69 11.321.036,05 29.446.635,75
Gesamt (66.409.308,91) (22.555.760,25) (11.669.773,70) (32.183.774,96)

Gemäß § 285 Nr. 2 HGB sind durch dingliche Sicherung für die Bilanzposition Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten TEUR 35.690 sowie für die Bilanzposition Verbindlichkeiten gegenüber 
anderen Kreditgebern TEUR 67 abgesichert. 
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

1. Aufgliederung der Umsatzerlöse nach Tätigkeitsbereichen (§ 285 Nr. 4 HGB) 

Die Umsatzerlöse gliedern sich nach Tätigkeitsbereichen wie folgt:

Umsatzerlöse 2025 2024 
TEUR TEUR

Altenpflege- und Behindertenwohnbereich 97.072 95.641
Werkstätten für behinderte Menschen 22.067 22.972
Mietbereich 4.516 4.264
Zuschüsse für lfd. Aufwendungen 5.023 6.638
Servicepauschale Wohnen 681 748
Hilfs- und Nebenbetriebe 1.448 1.399
Erstattungen des Personals 484 466
Sonstige Umsatzerlöse 1.508 684

Gesamt 132.799 132.812

2. Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten Erstattungen der Sozialversicherungsbeiträge, der 
Zubringerkosten sowie des Arbeitsförderungsgeldes für die Beschäftigten der Werkstätten für be-
hinderte Menschen, Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen, Spenden und ähnliche  
Zuwendungen, Erträge aus der Auflösung von Sonderposten, Erträge aus der Auflösung von 
Rückstellungen (TEUR 4.846) sowie periodenfremde Erträge in Höhe von TEUR 823 (im Vorjahr 
TEUR 895). Investitionszuschüsse der öffentlichen Hand sind in Höhe von TEUR 431 (Vorjahr: 
TEUR 1.026) enthalten.  



13 

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten im Wesentlichen Instandhaltungsaufwendun-
gen, Mieten und Pachten inkl. Nebenkosten, Verwaltungsaufwendungen, Aufwand für in der Ver-
waltung tätige Verbeamteten sowie für Mitarbeiter*innen anderer Unternehmen, Fahrtkosten für 
betreute Beschäftigte, Abgaben und Versicherungsprämien, Forderungsverluste einschließlich  
Zuführungen zu Wertberichtigungen. Darüber hinaus werden Aufwendungen aus der Zuführung 
zweckgebundener Gelder zu Verbindlichkeiten sowie periodenfremde Aufwendungen in Höhe von 
TEUR 1.588 nach TEUR 286 im Vorjahr ausgewiesen. 

4. Zinsertrag und Zinsaufwand

Aufwand bzw. Ertrag durch die Änderung des Rechnungszinssatzes bei der Bewertung der Rück-
stellungen werden unter dem Zinsaufwand bzw.-ertrag ausgewiesen.  

Sonstige Angaben 

1. Angaben der sonstigen finanziellen Verpflichtungen (§ 285 Nr. 3 a HGB) 

Zum 31.12.2025 bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe von 5,7 Mio. EUR. Diese 
resultieren im Wesentlichen aus 
– Planerverträgen für Investitionsmaßnahmen in Höhe von 1,6 Mio. EUR sowie 
– langfristigen Mietverträgen für betrieblich genutzte Immobilien in Höhe von 4,1 Mio. EUR. 

Aus heutiger Sicht ist von einer vertragsgemäßen Inanspruchnahme dieser Verpflichtungen auszu-
gehen; darüberhinausgehende Risiken bestehen nicht. 
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2. Angaben zur durchschnittlichen Zahl der während des 
    Geschäftsjahres beschäftigten Arbeitnehmer (§ 285 Nr. 7 HGB)

Anzahl 
Tätigkeitsbereiche 2025 2024

Angestellte im Pflegebereich 739 733
Angestellte im Behindertenbereich 408 397
Übrige Angestellte 537 515

Summe 1.684 1.645

Darüber hinaus waren 5 (i.V.7) Verbeamtete dienstverpflichtet tätig. Die Zahl der Auszubildenden 
betrug 115 (i.V. 128).

3. Angaben zu mittelbaren Pensionsverpflichtungen (Artikel 28 Satz 2 EGHGB) 

Beschäftigte der SBK gemeinnützige GmbH haben einen tarifvertraglichen Anspruch auf zusätzli-
che Alters- und Hinterbliebenenversorgung. Durch die Mitgliedschaft im Kommunalen Arbeitgeber-
verband ergibt sich zwingend, dass alle Beschäftigten (mit Ausnahme der vom Jobcenter geförder-
ten Beschäftigungsverhältnisse) Anspruch auf Zusatzversorgung haben. Dementsprechend ist die 
SBK gemeinnützige GmbH zur Gewährleistung dieser tarifvertraglichen Altersversorgung Mitglied 
in der Zusatzversorgungskasse der Stadt Köln. 
Der Umlagesatz betrug für das Geschäftsjahr 2025 9,0%. Darin sind eine Arbeitnehmerselbstbe- 
teiligung in Höhe von 0,3% sowie ein Zusatzbeitrag zum Aufbau einer Kapitaldeckung in Höhe von 
3,2% enthalten. Der Umlagesatz bleibt in 2026 voraussichtlich konstant. 

Es handelt sich hierbei um eine indirekte Pensionsverpflichtung, für die das Wahlrecht gemäß 
Art. 28 EGHGB in Anspruch genommen wurde. 
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4. Vergütung der Organe (§ 285 Nr. 9) 

a) Im Geschäftsjahr betrugen die Bezüge der Geschäftsführung für 
       Frau Patzke TEUR 92 erfolgsunabhängig sowie TEUR 8 erfolgsabhängig.
       Frau Dr. Köcke TEUR 102 erfolgsunabhängig sowie TEUR 12 erfolgsabhängig.

b) Für einen ehemaligen Geschäftsführer wurden im Geschäftsjahr TEUR 63 gezahlt. Der Barwert 
für Verpflichtungen aus der Zusage von Pensionen beträgt per 31.12.2025 TEUR 1.062 sowie 
für Beihilfen nach Renteneintritt TEUR 120.  

c) Der Aufwand für den Aufsichtsrat betrug im Geschäftsjahr 2025 TEUR 35. 

5. Mitglieder der Organe (§ 285 Nr. 10 HGB) 

a) Geschäftsführung: 

Frau Gabriele Patzke  (bis 31.5.2025) 
Frau Dr. Amélie Köcke (ab 1.6.2025) 
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b) Aufsichtsrat:  

Im Jahr 2025 setzte sich der Aufsichtsrat wie folgt zusammen: 

Zugehörigkeit   
zum Aufsichtsrat Gesamt- 

Name Funktion (soweit nicht ausgeübter Beruf bezüge  
ganzjährig) EUR 

Böll, Mechthild Vorsitzende ab 12.12.2025 Geschäftsführende Vorständin 1.125

Helling, Ossi Werner Vorsitzender bis 12.12.2025 Rentner 5.375

Welter, Thomas stellv. Vorsitzender selbständig in der Immobilienbranche 4.125

Bauer-Dahm, Daniel bis 12.12.2025 Verwaltungsmitarbeiter beim LVR 1.875

Corvin, Anja ab 12.12.2025 Marketing- Managerin 375

Cürten, Hanne bis 12.12.2025 Leiterin In-Jobs-Köln SBK 1.875

Dieterich, Mattis ab 12.12.2025 Student 375

Garbatz-Aras, Ulrike ab 12.12.2025 Mitglied des Betriebsrates der SBK 375

Gerken, Isabel ab 12.12.2025 Geschäftsführerin/ Studentin 375

Greggersen, Andreas   Mitglied des Betriebsrates der SBK 2.500

Hoyer, Katja  bis 12.12.2025 Pressereferentin 2.125

Keller, Klaus  Vorsitzender des Betriebsrates der SBK 2.250

Krohn, Marion bis 12.12.2025 Mitglied des Betriebsrates der SBK 2.375

Mark, Natascha ab 12.12.2025 
Leiterin des Bereichs Offene Seniorenarbeit 
bei der SBK 375

Preuss, Kerstin ab 12.12.2025 Architektin 375

Rau Dr., Harald Beigeordneter für Soziales, Integration und 
  Umwelt der Stadt Köln 2.000

Scho-Antwerpes, Elfi Rentnerin 2.500

Stolle, Friederike bis 12.12.2025 Diplom-Psychologin beim LVR 1.875

Teschlade, Lena bis 12.12.2025 Landtagsabgeordnete 2.625

Die Entsendung der Mitglieder durch den Rat der Stadt Köln ist in der Ratssitzung am 20. Novem-
ber 2025 erfolgt. Die konstituierende Sitzung des Aufsichtsrats fand am 12. Dezember 2025 statt.  
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6. Gesamthonorar des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr (§ 285 Nr. 17 HGB)

Abschluss- andere Be- Steuer-
prüfungs- stätigungs- beratungs- sonstige
leistungen leistungen leistungen Leistungen Gesamt

EUR EUR EUR EUR EUR

52.360,00 1.428,00 0,00 1.547,00 55.335,00

7.  Angaben zu Erträgen und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder 
außergewöhnlicher Bedeutung (§ 285 Nr. 31 HGB) 

Das Ergebnis des Geschäftsjahres 2025 ist durch die sich aus der im Jahr 2025 verpflichtenden 
Prüfung des Kanalnetzes in Riehl ergebenden Schadenslage mit Kosten für die Sanierung mit 
1,5 Mio EUR außerordentlich belastet. 

8.  Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahrs  
 eingetreten sind (§ 285 Nr. 33 HGB) 

Die durch den Krieg im Nahen Osten ausgelösten Veränderungen der gesamtwirtschaftlichen Lage 
sind hinsichtlich der Auswirkungen auf die SBK, auf den Geschäftsverlauf in 2026 und die Vermö-
gens- und Ertragslage nicht abschätzbar, insbesondere im Hinblick auf die Kostensteigerungen im 
Energiesektor. 

9. Ergebnisverwendungsvorschlag (§ 285 Nr. 34 HGB) 

Die Geschäftsführerin schlägt vor, den Jahresfehlbetrag des Geschäftsjahres 2025 mit dem Ge-
winnvortrag aus den Vorjahren zu verrechnen.  

Köln, den 28. Mai 2026 

Dr. Amélie Köcke 
Geschäftsführerin 
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Lagebericht 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025 
der  

SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH 

I. Grundlagen des Unternehmens 

Die SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH (im folgenden SBK genannt) ist eine 100%ige 

Tochtergesellschaft der Stadt Köln und als eine der Kompetenzeinrichtungen rund um die Themen 

Pflege, Wohnen, Betreuung sowie Dienstleistungen für Senior*innen und Menschen mit 

Beeinträchtigung in derzeit 15 Stadtteilen im Kölner Stadtgebiet vertreten.  

Die verschiedenen Geschäftsfelder sind aufgeteilt in den Geschäftsbereich Pflege mit  

 vollstationärer Pflege, teilstationäre (Tagespflege) und Kurzzeitpflege von somatisch und 
demenziell erkrankten Seniorinnen und Senioren  

 vollstationärer Pflege und Betreuung von jüngeren neurologisch erkrankten 
Pflegebedürftigen 

 vollstationärer Pflege und Betreuung von chronisch psychisch erkrankten, älteren Menschen 
 Vermietung von Seniorenwohnungen mit Serviceangebot (Service-Wohnen) in 

Seniorenwohnungen der SBK  
 häuslicher Pflege nach SGB V, SGB XI und SGB XII 
 Betreuungsleistungen und Alltagsunterstützung für Seniorinnen und Senioren (Kölner 

R(h)einperlen und „Op Jöck“) 
 ergänzende Leistungen und präventive Angebote, Therapiezentrum, KölnVital 

und den Geschäftsbereich Eingliederungshilfe mit 

 Wohnen in besonderen Wohnformen für Menschen mit komplexen Beeinträchtigungen 
 Wohnen in besonderen Wohnformen für geistig beeinträchtigte Menschen (z. T. in 

Außenwohngruppen) 
 Wohnen in besonderen Wohnformen für psychisch kranke Frauen (Wohnprojekt für Frauen) 
 betreutes Wohnen von geistig beeinträchtigten sowie psychisch kranken Menschen 
 Freizeit- und tagesgestaltende Angebote für Menschen mit Beeinträchtigung 
 Werkstätten für Menschen mit Beeinträchtigungen, einschließlich Vermittlung von 

betriebsintegrierten Arbeitsplätzen 
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Darüber hinaus bietet die SBK vielfältige Angebote im Rahmen der Offenen Seniorenarbeit an, die 

in Zusammenarbeit mit der Stadt Köln und Trägern der Wohlfahrtsverbände entwickelt und gefördert 

werden und dazu dienen, älteren Menschen so lange wie möglich und gewünscht, ein Leben in der 

eigenen Wohnung und im gewohnten häuslichen Umfeld zu ermöglichen: 

 SenioAss – Assistenzleistungen zur niederschwelligen Betreuung und Entlastung von 
Angehörigen unter Organisation des Einsatzes und der Schulung von Ehrenamtler*innen für 
Menschen mit Demenz und für Menschen mit körperlichen Erkrankungen sowie Angebote 
zu wöchentlichen Betreuungsgruppen in Dellbrück (Café Kränzchen) und innerhalb des 
Demenznetzwerkes im Stadtbezirk Mülheim  

 Präventive Hausbesuche im Stadtbezirk Nippes 
 Koordination der Seniorennetzwerke in Riehl und Longerich sowie der Servicestelle für 

selbstorganisierte Netzwerke des Stadtbezirks Nippes  
 Seniorenkoordination im Stadtbezirk Nippes 

Diese Angebote werden ergänzt durch Vorträge und Veranstaltungen im Rahmen des Kölner 
Alzheimer Forums zum Thema Demenz sowie durch Gesprächskreise für pflegende Angehörige 
und für Menschen mit spät erworbener Behinderung (seB-Forum).

Mit dem Ziel der Förderung von beruflichen und persönlichen Entwicklungen und der Stärkung des 

Pflegeberufes spielen die Leistungsangebote der betriebseigenen Akademie für Pflegeberufe der 

SBK und das betriebsinterne Fortbildungsinstitut der SBK eine zentrale Rolle: 

 Ausbildung von Pflegefachkräften und Pflegefachassistenzkräften in eigener Pflegeschule  
 Fortbildungsinstitut für Mitarbeitende der SBK und Fachkräfte anderer Träger in der 

Weiterentwicklung fachlicher, sozialer und persönlicher Kompetenzen 
 Angebote als zentraler Beschäftigungsträger für Integrationsjobs (In-Jobs-Köln) 
 Angebote verschiedener Einsatzbereiche für das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) für 

Jugendliche und junge Erwachsene 

Die zentralen Einrichtungen der Stabsstellen und Serviceabteilungen bilden den Verwaltungsbereich 

der SBK, wodurch eine betriebsinterne Leistungserbringung ermöglicht wird, wie z.B. der Betrieb der 

Zentralküche, der Handwerkerdienste sowie der hauseigenen Reinigungs-, Hauswirtschafts-, und 

Transportdienste. 
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Insgesamt bietet die SBK eine sehr breite Angebotspalette, die nahezu alle Dienstleistungen 

umfasst, die Senior*innen oder Menschen mit geistiger, psychischer oder mehrfacher 

Beeinträchtigung benötigen. Da die Daseinsfürsorge wesentlicher Gesellschaftszweck der SBK ist, 

stehen die Bedürfnisse der Bewohner*innen und Kund*innen der SBK im Mittelpunkt des 

betrieblichen Handelns.  

II. Wirtschaftsbericht 

1. Branchenbezogene Rahmenbedingungen 

1.1  Demografische Entwicklung 

Laut statistischem Bundesamt lag der Anteil der über 80-Jährigen an der Gesamtbevölkerung in 
Deutschland zum Ende des Jahres 2024 bei 7,2 %. (2014: 5,6%). Auch in Köln verschiebt sich die 

Altersentwicklung weiterhin in Richtung hochaltriger Menschen. Im Jahr 2024 betrug der Anteil der 

Menschen, die 80 Jahre oder älter waren, bereits 5,9 %, was rd. 64.400 Personen entspricht (2014: 

4,5 %). Für das Jahr 2045 rechnet die Stadt in dieser Altersklasse mit einem weiteren Zuwachs von 
13.800 Personen auf dann 78.200 oder 7,1% der Kölner Bevölkerung. 

Der „Dritte Bericht zur Kommunalen Pflegeplanung der Stadt Köln“ gibt einen Überblick über den 

demografischen Wandel und die damit verbundenen Auswirkungen auf die Versorgungslage. 

Da mit zunehmendem Alter Beeinträchtigungen der Gesundheit sowie ein erhöhtes Risiko der Hilfe- 

und Pflegebedürftigkeit einhergehen, wird die demografische Entwicklung einen stark steigenden 

Bedarf an Pflegeleistungen zur Folge haben. Die Pflegestatistik für die Stadt Köln zeigt, dass bereits 

im Jahr 2021 in der Altersgruppe der 60-79-Jährigen der Anteil der Pflegebedürftigen bei 10,3% und 

in der Altersgruppe ab 80 Jahre bei 46,2% lag. Für das Jahr 2040 wird die Zahl der Pflegebedürftigen 

auf insgesamt 71.196 Personen geschätzt, mit einem Anteil in der Altersgruppe der 60-79-Jährigen 

von 35,1 % mit 25.033 Personen und in der Altersgruppe ab 80 Jahre von 47,71 % mit 

34.030 Personen. 

Die allgemein steigende Lebenserwartung führt zu einer Zunahme an geriatrischen 

Krankheitsbildern und Demenz. Einhergehend mit dieser Entwicklung wird daher die Anzahl von 

Menschen mit einer Demenz voraussichtlich um etwa 26% steigen. Da eine Demenzerkrankung die 

pflegerischen Abläufe erheblich erschwert und zusätzlicher personeller Begleitung bedarf, erfordert 

dies ein gut ausgebautes Netz an Pflege- und Unterstützungsleistungen, ausgerichtet auf die 

spezifischen Bedarfslagen dieser Zielgruppe. 
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Die empirischen Zahlen des kommunalen Pflegeberichtes verdeutlichen, dass in Köln in der 

vollstationären und ambulanten Pflege die Versorgungsdichte unter dem Landesdurchschnitt liegt 

und die demografische Entwicklung zu einem deutlichen Anstieg des Bedarfs an stationären 

Pflegeplätzen und ambulanten Versorgungsleistungen führt. 

So wird für die Stadt Köln für das Jahr 2040 in Abhängigkeit der Versorgungsdichte ein Bedarf von 

1.224 bis 2.935 zusätzlichen stationären Pflegeplätzen prognostiziert, was der Notwendigkeit zum 

Bau von 15 bis 37 neuen Pflegeheimen, bei 80 Plätzen pro Haus, entspricht. 

Im Bereich der Eingliederungshilfe wird der Bedarf an Werkstattplätzen für Menschen mit geistiger 

Beeinträchtigung voraussichtlich nicht steigen, da trägerübergreifend eine erfolgreiche stärkere 
Einbindung von Menschen mit leichteren geistigen Beeinträchtigungen in den ersten Arbeitsmarkt 

zu verzeichnen ist. Zunehmen wird jedoch der Anteil der Menschen mit psychischen 

Beeinträchtigungen und Kombinationen aus geistigen und psychischen sowie schwerstmehrfachen 

Beeinträchtigungen, die einen Werkstattplatz benötigen. Außerdem wird es weiter notwendig 
bleiben, für den Personenkreis, der nach heutiger Definition nicht die Voraussetzung zur Aufnahme 

in die Werkstatt erfüllt (z.B. besonderer Pflegebedarf, herausforderndes Verhalten, starke 

Auffälligkeiten etc.), geeignete Angebote innerhalb der Kernwerkstätten sowie in ausgelagerten 
Arbeitsplätzen und Außenarbeitsgruppen zu finden. 

Neben den Auswirkungen für die Versorgungslage ergeben sich aus den demografischen 

Entwicklungen auch Folgen für die Personalsituation der SBK in Form einer Verstärkung des Fach- 

und Arbeitskräftemangels (siehe hierzu III/3). 

1.2  Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen ergeben sich aus der jeweiligen Gesundheits- und 

Pflegepolitik des Bundes und des Landes sowie aus kommunalen Regelungen. Als grundlegende 

Bundesgesetze bilden das SGB V, SGB XI und SGB IX in Verbindung mit dem SGB XII die 

wesentlichen Rahmenbedingungen für die Geschäftsbereiche der SBK sowie das Bundesteilhabe- 

gesetz und die Werkstättenverordnung für die Leistungsbereiche der Eingliederungshilfe. Auf 

Landesebene sind insbesondere die Regelungen des Wohn- und Teilhabegesetz (WTG NRW) und 

des Gesetzes zur Entwicklung und Stärkung einer demografiefesten, teilhabeorientierten Infra- 

struktur und zur Weiterentwicklung und Sicherung der Qualität von Wohn- und Betreuungs- 

angeboten (GEPA NRW) zu nennen. 
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Seit 2023 sind wesentliche Veränderungen gesetzlicher Rahmenbedingungen in Kraft getreten, die 

weiterhin Auswirkungen für die Geschäftsbereiche der SBK haben.  

Die wichtigste Änderung für den stationären Bereich ergibt sich aus der 1. Stufe des Personal- 

bemessungsverfahrens (PeBem), das mit dem 2. Pflegestärkungsgesetz (PSG), am 01.07.2023 in 

Kraft getreten ist und aus dem die Einführung eines kompetenzbasierten Einsatzes der 

Mitarbeitenden unterschiedlicher Qualifikationsniveaus resultiert. Die Regelungen des § 113c 
SGB XI sehen eine Ablösung der bisherigen Personalschlüssel sowie der starren Fachkraftquote 

vor und erfordern innerhalb einer Pflegeeinrichtung eine qualifikationsorientierte und damit neu 

strukturierte Aufgabenverteilung. Ziel ist es, eine gute und professionelle pflegerische Versorgung 

zu sichern, bei der sich der Fachkrafteinsatz am tatsächlichen pflegerischen Bedarf der jeweiligen 

Bewohnerstruktur innerhalb einer Einrichtung orientiert. 

Im Frühjahr 2023 wurde mit dem neuen Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz (PUEG) die 
Reform der Pflegeversicherung beschlossen. Vollstationär versorgte Pflegebedürftige werden seit 

dem 01.01.2024 stärker entlastet, da die Leistungszuschläge der Pflegekasse mit Zunahme der 

jeweiligen Verweildauer steigen und damit der bewohnerindividuelle Eigenanteil sinkt. Mit dem 

PUEG hat der Gesetzgeber zum 01.01.2025 eine Anpassung aller Leistungen der 
Pflegeversicherung beschlossen und die Leistungsbeträge nach SGB XI um jeweils 4,5 % erhöht. 

Ab Juli 2025 wurden zudem die Budgets für Verhinderungs- und Kurzzeitpflege zusammengefasst. 

Wesentliche Veränderungen für den Geschäftsbereich Pflege ergeben sich außerdem durch das 
Pflegekompetenzgesetz, welches durch einen aktualisierten Referentenentwurf im Juni 2025 nach 

Verzögerungen auf den Weg gebracht wurde und als Gesetz zur Befugniserweiterung und 

Entbürokratisierung in der Pflege (BEEP) zum 01.01.2026 in Kraft getreten ist. Kernanliegen des 

Gesetzes bleibt der langfristige Umbau der Pflegestrukturen in Deutschland und der Ausbau der 

Befugnisse des Pflegefachpersonals, mit dem Ziel, den Pflegeberuf attraktiver zu gestalten. 

Pflegefachpersonen sollen künftig eigenständig und eigenverantwortlich abgestuft nach der jeweils 

vorhandenen Qualifikation bestimmte heilkundliche Aufgaben übernehmen dürfen. Die Umsetzung 

der Regelungen in der Praxis erfordert eine Notwendigkeit zu Fortbildungen und eine Anpassung 

der Prozessverantwortung innerhalb der Pflegeeinrichtungen. 

Für den Bereich der Eingliederungshilfe wurden mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) und den 

Pflegestärkungsgesetzen II und III umfangreiche Änderungen in den Sozialgesetzbüchern 

vollzogen.  
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Die Gesetzesänderungen bewirkten für Menschen mit Beeinträchtigung und Einrichtungen der 

Eingliederungshilfe einen Paradigmenwechsel. Seitdem erfolgt die Trennung der Leistungen der 

Existenzsicherung einerseits von der Fachleistung andererseits, die unabhängig von der Wohnform 

personenzentriert erbracht wird.

Da auch sechs Jahre nach Inkrafttreten der dritten und zentralen Reformstufe des BTHG im Januar 

2020 keine neuen Ergebnisse zu der vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

initiierten Finanzuntersuchung und Wirkungsprognose veröffentlicht wurden, ist derzeit nicht von 

einer Umsetzung der weiteren ursprünglich vorgesehenen Veränderungen der Leistungs- und 

Vergütungssystematik in der Eingliederungshilfe auszugehen.  

Die Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) sind aktuell nicht von Gesetzesänderungen 

betroffen. Dennoch ist aktuell auf bundespolitischer Ebene ein Reformprozess zu erkennen, in dem 

die Diskussion um ein transparentes, nachhaltiges und zukunftsfähiges Entgeltsystem den sozial- 

politischen Handlungsbedarf verdeutlicht. Bei Erhalt der bestehenden Struktur aus Grundbetrag, 
Steigerungsbetrag und Arbeitsförderungsgeld soll eine verbindliche Rahmenordnung zur 

Berechnung der Steigerungsbeträge ergänzt werden, mit dem Ziel mehr Transparenz, Vergleich- 

barkeit und Leistungsgerechtigkeit innerhalb des Systems zu erreichen.  

Für Pflegeschulen als Träger der praktischen Ausbildung ergeben sich künftige wesentliche 

Veränderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen mit dem am 31.10.2025 veröffentlichten 

Gesetz über die Einführung einer bundeseinheitlichen Pflegefachassistenzausbildung. Durch die 

Schaffung eines eigenständigen, bundesweit einheitlichen Berufsprofils für die Pflegefachassistenz 
wird ab dem 01.01.2027 die bundeseinheitliche, 18-monatige (in Vollzeit) vergütete Pflege- 

fachassistenzausbildung eingeführt. Ziel des Gesetzes ist die Steigerung der Attraktivität des Berufs 

und damit die Sicherung einer guten und professionellen pflegerischen Versorgung. Die 

Verlängerung der Ausbildungszeit um 6 Monate erfordert eine entsprechende Anpassung des 

theoretischen und praktischen Unterrichts und der Ausbildungspläne.  

Mit Inkrafttreten der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) wäre die SBK aufgrund 

ihrer Unternehmensgröße ursprünglich zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet gewesen. 

Durch die zwischenzeitlich beschlossenen Anpassungen des Anwendungsbereichs im Rahmen des 

sogenannten Omnibus-Pakets der Europäischen Kommission wurden die Schwellenwerte für die 

Berichtspflicht jedoch deutlich angehoben, sodass die SBK nach aktuellem Rechtsstand nicht mehr 

unter die unmittelbare Berichtspflicht der CSRD fällt. 
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Durch die Umsetzung der vom Land NRW eröffneten Gestaltungsfreiheiten im Bereich 

Beschaffungen durch die Stadt Köln ergibt sich für die SBK als städtische Tochtergesellschaft eine 

Erleichterung für Vergabeverfahren im sogenannten "Unterschwellenbereich“. Während bis zum 

31.12.2025 die Kommunalen Vergabegrundsätze mit Wertgrenzen unter Anwendung von 

UVgO/VOB/A galten, sind seit dem 01.01.2026 diese Regelungen entfallen und unterhalb des EU-

Schwellenwertes die Grundsätze des §75a GO NRW maßgeblich. Vergaben im 
Unterschwellenbereich sind wirtschaftlich, effizient und sparsam sowie unter Anwendung der 

Grundsätze von Gleichbehandlung und Transparenz durchzuführen und förmliche Ausschreibungen 

künftig erst ab Erreichen der europäischen Schwellenwerte verpflichtend.  

2. Geschäftsverlauf der Gesellschaft 

Das Jahr 2025 zeichnet sich für die Gesellschaft durch den Wechsel der Geschäftsführerin zum 
01.06.2025 aus. Die Strategie des Erhaltens der gegenwärtigen Marktposition im Wettbewerb und 

zugleich der Ausweitung der Leistungsangebote in hoher Qualität ist unverändert fortgeführt worden. 

Wesentliche Auswirkungen auf die Ertragslage der Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2025 die 

erzielte außergerichtliche Einigung im langjährigen Rechtsstreit mit dem Generalbauunternehmer 
der im Jahr 2016 in Betrieb genommenen stationären Pflegeeinrichtungen in Riehl. Aufgrund des 

erzielten Vergleichs konnten in den vergangenen Jahren kontinuierlich gebildete Rückstellungen 

aufgelöst werden. Die dadurch realisierten Erträge ermöglichten eine vorzeitige Umsetzung 
erforderlicher Instandhaltungs- und Sanierungsprojekte, wie z.B. die Ausstattung von mehreren 

Häusern mit LED-Technik, die Sanierung eines Wohnheimdaches und die Erneuerung der 

Akustikalarmanlage in Poll.  

Eine außerordentliche Belastung der Ertragslage der Gesellschaft ergibt sich durch die im Jahr 2025 

verpflichtend durchgeführte Prüfung des Kanalnetzes in Riehl, die eine umfangreiche Schadenslage 

ergeben hat und unerwartete Sanierungskosten in Höhe von 1,5 Mio. EUR auslöst.  

Aufgrund der hohen Personalintensität haben die tariflich bedingten Personalkostensteigerungen 

maßgeblichen Einfluss auf das operative Ergebnis und den Geschäftsverlauf der Gesellschaft. Die 

Nachwirkungen des Tarifabschlusses des TVöD vom 22.04.2023 mit einer Steigerung der 

Personalkosten von durchschnittlich +11% zum 01.03.2024 und der Folgetarifabschluss vom 

06.04.2025 mit einem Anstieg der Basisgehälter um weitere 3% sowie der Anhebung der 

Schichtzulagen und Jahressonderzahlungen belasten das Ergebnis in einem hohen Maß. 
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Verstärkt wird dies durch entstehende Personalmehrkosten aufgrund der branchenüblichen, sehr 

hohen Krankheitsquote, wodurch ein deutlicher Anstieg des Einsatzes von Zeitarbeitskräften 

erforderlich wurde. 

Obwohl im Jahr 2025 in nahezu allen Leistungsbereichen Entgelterhöhungen realisiert werden 

konnten und eine stabile Belegungssituation besteht, stehen dem hohen Anstieg der Personalkosten 

(incl. Kosten für Zeitarbeit) nicht in entsprechendem Umfang Umsatzerlössteigerungen gegenüber. 

Diese Entwicklung ist auf die teils gegenläufige Umsatzentwicklung innerhalb der verschiedenen 

Leistungsbereiche und damit auf unterschiedliche wirtschaftliche Ursachen zurückzuführen.  

3. Wirtschaftliche Lage der Gesellschaft 

3.1 Ertragslage 

Im Lagebericht des Vorjahres wurde für das Geschäftsjahr 2025 ein ausgeglichenes Jahresergebnis 

prognostiziert. Tatsächlich schließt das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresfehlbetrag von 
1,46 Mio. EUR ab.  

Die wesentlichen Ursachen für die Abweichung vom prognostizierten, ausgeglichenen Ergebnis sind 

insbesondere die unerwarteten Sanierungskosten für das Kanalnetz in Riehl (1,5 Mio. EUR), die 

Rückzahlungsverpflichtung für in 2024 zu viel erhaltene Erstattungen von Auszubildenden- 
vergütungen und die über den Erwartungen liegenden Personalkostensteigerungen durch den 

erhöhten Einsatz von Zeitarbeitskräften. 

Die Umsatzerlöse 2025 sind gegenüber dem Vorjahr mit insgesamt 132,8 Mio. EUR nahezu gleich 

hoch, was auf unterschiedliche, teils gegenläufige Entwicklungen zurückzuführen ist. 

Im größten Bereich, der stationären Pflege von Senior*innen, stiegen die Umsatzerlöse um rd. 

1,3 Mio. EUR (+1,7%). Dies resultiert aus der Entgelterhöhung im somatischen Bereich zum 

01.08.2024 um rd. +1,5% und zum 01.08.2025 um +5% sowie in den Spezialbereichen zum 

01.01.2025 um +1%. Der vergleichsweise niedrige Prozentsatz der Entgeltsteigerung ergibt sich aus 

der Verrechnung mit der im Jahr 2024 realisierten hohen Erlössteigerung aus der nachträglichen 

Refinanzierung der Inflationsausgleichsprämie aus 2023. 
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Die durchschnittliche Belegung lag bei 97,8% (Vorjahr: 97,3%). Damit wurden rd. 

1.016 Bewohner*innen (+ 8 zum Vorjahr) betreut. Die Steigerung resultiert aus dem Bezug von 

Haus 8 im März 2024 und der damit einhergehenden Kapazitätsausweitung von 27 Plätzen, die bis 

zur Vollbelegung Ende 2024 schrittweise belegt werden konnten.  

Trotz der erzielten Entgelterhöhungen sind die durchschnittlichen jährlichen Umsatzerlöse pro 

Bewohner*in im Vergleich nur um +0,2% gestiegen. Die Gründe liegen neben einem insgesamt 
veränderten Belegungsmix mit niedrigeren Pflegegraden an der Schließung des Beatmungsbereichs 

Mitte 2025. Dieser war im ersten Halbjahr 2025 nur noch mit durchschnittlich 1,5 Bewohner*innen 

(gegenüber 5 Bewohner*innen im Gesamtjahr 2024) belegt und wurde aufgrund einer 

unzureichenden Kostendeckung und fehlender Nachfrage geschlossen.  

Obwohl die Nachfrage nach Tagespflegeplätzen insgesamt rückläufig ist und aufgrund der 

allgemeinen Kostensteigerungen weniger Tage pro Woche von Gästen gebucht werden, sind die 
Erlöse der Tagespflege gegenüber dem Vorjahr um rd. 58 TEUR (+17%) gestiegen. Die Zahl der 

Gäste stieg von durchschnittlich 11 im Jahr 2024 auf 12,6 in 2025, was auf eine verstärkte Akquise 

und verbesserte Belegungskoordination zurückzuführen ist.  

Das Geschäftsfeld Betreuung von Menschen mit Beeinträchtigung verzeichnete im Geschäftsjahr 
einen Umsatzanstieg von rd. 121 TEUR (+0,8%). Der Effekt der Entgelterhöhung zum 01.07.2025 

um +5,8% wurde allerdings durch eine schwächere Belegung anteilig aufgehoben. Insgesamt 

wurden durchschnittlich rd. 178 Menschen, und damit 5 Personen (-3%) weniger als im Vorjahr, in 
den besonderen Wohnformen betreut. Dieser Rückgang ist in erster Linie auf Einrichtungen 

zurückzuführen, in denen die Nachbelegung freier Plätze aufgrund der Bewohnerstruktur 

schwieriger ist. Ebenfalls zu einem Umsatzrückgang führte im Berichtsjahr der Rückgang der 

abgerechneten Fachleistungsstunden um 390 Stunden (-2%).  

In den Werkstätten für Menschen mit Beeinträchtigung erhöhten sich die Kostenträgererstattungen 

um rd. 290 TEUR (+1,9%). Die Pauschalen stiegen zum 01.01.2025 im Arbeitsbereich um +2,8% 

und im Berufsbildungsbereich um +4,95%. Gleichzeitig sank die Zahl der betreuten Beschäftigten 

um 5 Personen von 752 auf 747. Der Rückgang der betreuten Beschäftigten im Eingangsverfahren/ 

Berufsbildung war mit durchschnittlich 3,4 Beschäftigten (-5%) höher als im Arbeitsbereich. 
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Die Produktionserlöse der Werkstätten sanken insgesamt um 916 TEUR (-12,9%). Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass im Geschäftsbereich der Konfektionierung, die vom Automobilhersteller Ford 

gewünschte zentrale Zahlungsabwicklung durch die SBK für die Gesamtleistung der Kooperations- 

partner dazu führt, dass den Erlösanteilen der Werkstattkooperationspartner Aufwendungen in 

gleicher Höhe unter den bezogenen Leistungen gegenüberstehen. Der Rückgang der Produktions- 

erlöse der Werkstätten ist daher mit einem wesentlichen Anteil von rd. 600 TEUR den beiden 

Kooperationspartnern zuzurechnen und hat in dieser Höhe keine Ergebnisauswirkung für die SBK. 

Der Rückgang der Produktionserlöse, die der SBK zuzurechnen sind, beträgt in Summe rd. 

270 TEUR und entspricht einem Erlösrückgang um 14%. 

Die Erlöse im Bereich häusliche Pflege sind gegenüber dem Vorjahr insgesamt leicht gestiegen (rd. 

+20 TEUR; +0,7%). Insbesondere der Umfang der Beratungsleistungen hat sich gegenüber dem 

Vorjahr verbessert (+72 TEUR; +25%). Der Effekt der in den Leistungsbereichen SGB XI und SGB V 

erzielten Entgeltsteigerungen wurde allerdings durch die geringere Nachfrage teilweise aufgehoben. 
Im SGB XI Bereich ist, bei geringem Anstieg der Kundenanzahl, ein Rückgang der Nachfrage pro 

Kunde zu verzeichnen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Erhöhung der Sachleistungs- 

budgets nicht in gleichem Umfang erfolgte wie die Erhöhung der Entgeltsteigerungen, so dass bei 
unveränderter Nachfrage der zu leistende Eigenanteil der Kunden steigt.  

Ein deutlicher Umsatzrückgang ist bei den sonstigen Umsatzerlösen vor allem im Bereich 

Betriebskostenerstattungen für die Akademie für Pflegeberufe zu verzeichnen. Ursächlich hierfür 

sind die in 2025 geringen Schülerzahlen, die dazu führten, dass geringere Zuschüsse für die 
theoretische und praktische Ausbildung sowie für die Gehälter der Azubis vereinnahmt werden 

konnten. Die Zahl der Auszubildenden zur Pflegefachkraft ist um 22 Personen (rd. -20%) gesunken, 

was zu Folge hatte, dass zum 01.04.2025 ein Ausbildungskurs nicht angeboten werden konnte. 

Die Zahl der Schüler*innen in der einjährigen Ausbildung zur Pflegefachassistenz, deren 

Ausbildungsgehälter über die Pflegesätze refinanziert werden, ist hingegen um 9 Personen (+29 %) 

gestiegen, was aber aufgrund geringerer Schulkostenpauschalen für die Ausbildung lediglich 

geringfügige Auswirkungen auf die Erlössituation hatte.  

Aufgrund des Wegfalls der Energiepreishilfen, die noch bis April 2024 gezahlt wurden, sind die 

übrigen Betriebskostenerstattungen gegenüber dem Vorjahr um rd. 275 TEUR niedriger. 
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Dagegen konnten unter den sonstigen Mieten 765 TEUR höhere Erträge vereinnahmt werden. Das 

Haus P8 in Riehl wurde im Laufe des Jahres von drei anderen Trägern der Eingliederungshilfe als 

Übergangsquartier angemietet, da die eigenen Einrichtungen der Besonderen Wohnformen einer 

umfassenden Sanierung unterliegen.  

Für den Anstieg der sonstigen betrieblichen Erträge um Mio. 2,2 EUR (+11,7%) sind gegenläufige 

Effekte ursächlich.  

Da im Berichtsjahr kein förderfähiges Großprojekt umgesetzt wurde, wie es der Neubau von Haus 8 

in Riehl im Vorjahr war, wurden um rd. 594 TEUR geringere Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln 

vereinnahmt. Dagegen stiegen erneut die Erstattungen in der Werkstatt für Fahrtkosten und Sozial- 

versicherung für die betreuten Beschäftigten. Beiden Sachverhalten stehen entsprechende 

Aufwandspositionen in gleicher Höhe gegenüber, so dass der Anstieg keine Ergebniswirkung 

entfaltet. 

Wesentliche Auswirkungen auf die Ertragslage der Gesellschaft hat die im Geschäftsjahr 2025 

erfolgte Auflösung von Rückstellungen. Hierin enthalten ist die Auflösung einer Rückstellung für 

Zinsaufwand aus einem langjährigen Rechtsstreit, für den im Berichtsjahr ein außergerichtlicher 

Vergleich geschlossen werden konnte. 

Der Materialaufwand stieg gegenüber dem Vorjahr um 80 TEUR (+0,3%), was ebenfalls auf 

gegenläufige Effekte zurückzuführen ist. 

Der höchste Anstieg zeigt sich in den Kosten für Zeitarbeitskräfte (rd. +1,3 Mio. EUR; +59%). Im 
Berichtsjahr waren mit rd. 27,5 Vollkräften 8 Zeitarbeitskräfte mehr als im Vorjahr notwendig, um 

Ausfälle zu kompensieren. Die durchschnittlichen Kosten pro Zeitarbeitskraft stiegen um 12%, was 

auf den notwendigen höheren Einsatz von Fachkräften zurückzuführen ist. 

Die Kosten für Lebensmittel stiegen im Berichtsjahr um 356 TEUR (+9,8%). Im Wesentlichen ist dies 

durch die gestiegene Anzahl der Mittagessen begründet, was einerseits auf die höhere Belegung im 

stationären Bereich und außerdem auf zusätzlich verkaufte Essen an die Fremdmieter aus P8 

(+8.800 Essen) zurückzuführen ist. 
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Rückläufig waren hingegen u.a. die Kosten für die Umlage an die Bezirksregierung Münster für die 

Altenpflegeausbildung, der in entsprechender Höhe geringere Umsatzerlöse gegenüberstehen. 

Ebenfalls rückläufig zum korrespondierenden Umsatzrückgang war der Wareneinsatz  

(rd. -600 TEUR) der Werkstattkooperation im Konfektionierungsbereich für Ford. Darüber hinaus 

sind die Kosten für Wasser, Energie und Brennstoffe insgesamt um 8% gesunken. Ursache hierfür 

sind jedoch nicht Preis- und Kostenentwicklungen, sondern in 2024 geleistete Vorauszahlungen für 

Strom, denen in 2025 eine Erstattung gegenübersteht, die entsprechend als periodenfremder Ertrag 

gebucht wurde.  

Die Personalkosten liegen in 2025 mit rd. 96 Mio. EUR um rd. 3,7 Mio. EUR (+4,0%) über dem 
Vorjahr, wobei sich die geringere Höhe der Personalrückstellungen (insb. für Resturlaub und 

Überstunden) auf den Personalkostenanstieg reduzierend auswirkte. 

Die lohnkostenbedingte deutliche Steigerung des Personalaufwands ist neben der Tariferhöhung 

nach TVöD auf den Anstieg der Beschäftigtenzahlen (ohne Auszubildende) um rd. +31 Vollkräfte 
(VK) zurückzuführen. Die aktuelle Tarifvereinbarung beinhaltet eine Erhöhung der Basisgehälter ab 

01.04.2025 um +3% mindestens aber 110 EUR sowie eine Anhebung der Schichtzulagen ab 

01.07.2025 um 40 EUR auf 100 EUR. Zusätzlich ist die Nachwirkung der TVöD bedingten Erhöhung 
der Tabellenentgelte aus 2024 um durchschnittlich 11% (ab 01.03.24) mit zwei Monaten im 

Berichtsjahr enthalten. 

Der VK-Anstieg verteilt sich auf alle Dienstarten und ist Ausdruck der Weiterentwicklung der 

Anforderungen innerhalb der verschiedenen Geschäftsbereiche und der Notwendigkeit, in den 
Ausbau der IT-Strukturen und in Personalentwicklungsmaßnahmen zu investieren.  

Die Abschreibungen liegen im Berichtsjahr um 356 TEUR (+5%) über denen des Vorjahres. 

Ursächlich hierfür sind insbesondere Anschaffungen für Einrichtung und Ausstattung zur 

Modernisierung der Möblierung des Festsaales, die Gestaltung des Kirchennebengebäudes zur 

Nutzung als Konferenz- und Schulungsraum sowie die Ausstattung des sanierten Gebäudes 

Service 3, die aufgrund der Wertgrenzen unter 1.000 EUR im Jahr der Anschaffung voll 

abgeschrieben werden. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von 27,8 Mio. EUR liegen um rd. 1,0 Mio. EUR 

(+3,7%) über dem Vorjahresniveau und sind durch gegenläufige Effekte beeinflusst. 
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Wesentlich wirkte sich in 2025 der Anstieg der Instandhaltungsaufwendungen um 1,3 Mio. EUR aus. 

Neben den erforderlichen Instandhaltungsmaßnahmen für den Erhalt der Betriebsgebäude löste die 

in 2025 verpflichtend durchgeführte Prüfung des Kanalnetzes in Riehl, die eine umfangreiche 

Schadenslage ergab, den Rückstellungsbedarf für Sanierungskosten in Höhe von 1,5 Mio. EUR aus. 

Aufwandsreduzierend wirkte sich auf die Höhe der sonstigen betrieblichen Aufwendungen die 

Entwicklung der Pensionsrückstellungen aus, für die im Vorjahr aufgrund der mit +11% besonders 
hohen Tarifauswirkung ein rd. um 1,0 Mio. EUR höherer Rückstellungsbedarf bestand als im 

Berichtsjahr. 

Auch die Zuführung zu Sonderposten, der bereits unter den sonstigen betrieblichen Erträgen 

genannten öffentlichen Mittel, ist um 594 TEUR niedriger als im Vorjahr. 

Ebenfalls wesentliche Auswirkungen auf die Höhe der sonstigen betrieblichen Aufwendungen 

ergeben sich aus dem Anstieg der periodenfremden Aufwendungen um 1,3 Mio. EUR. Hierin 
enthalten sind eine aus der für das Jahr 2024 enthaltenen Endabrechnung für Auszubildenden- 

vergütungen zu Pflegefachkräften resultierende Rückzahlungsverpflichtung und Rückzahlungen an 

Mieter*innen aus in 2024 erhaltenen Vorauszahlungen für Heizkosten im Rahmen der Betriebs- 

nebenkosten, die in einem geringeren Umfang anfielen als kalkuliert.  

Die Zinserträge sanken aufgrund des Rückgangs aus Einlagen bei Kreditinstituten um rd. 308 TEUR. 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen sind um rd. 1,1 Mio. EUR gesunken, was in erster Linie auf den 

Wegfall der Verzinsung der Verbindlichkeit aus dem langjährigen Rechtsstreit zurückzuführen ist, 
für den in 2025 ein Vergleich geschlossen werden konnte. 

3.2 Vermögens- und Finanzlage 

Die Vermögens- und Finanzlage der SBK ist ausgewogen.  

Das Anlagevermögen wird vollständig durch Eigenkapital, Sonderposten und langfristiges 

Fremdkapital gedeckt. Somit sind die langfristig gebundenen Vermögenswerte auch durch 

langfristiges Kapital finanziert. Der Deckungsgrad bezogen auf Eigenkapital, Sonderposten und 

Aufwandsrückstellungen beträgt nahezu unverändert 77,1% (2024: 77,2%). 

Die Kapitalbindung in den Forderungen liegt bei rd. 38 Tagen (2024: 36 Tage) und verzeichnet damit 

einen leichten Anstieg im Vergleich zum Vorjahr, der im Wesentlichen auf die längere Debitoren- 

laufzeit bei den Kostenträgern der Eingliederungshilfe zurückzuführen ist.  
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Da die Entgelterhöhungen für die Bereiche der Werkstatt und der Besonderen Wohnformen für das 

Jahr 2025 erst rückwirkend Ende des Jahres vereinbart werden konnten, stieg im Zuge der Jahres- 

abrechnung der Forderungsbestand bei nahezu gleichbleibendem Gesamtumsatzvolumen im 

Vergleich zum Vorjahr an. 

Das Eigenkapital nahm um den Jahresfehlbetrag (-1,46 Mio. EUR) auf 68,5 Mio. EUR ab, wobei die 

Eigenkapitalquote I von 34,5 % auf 36,7 % gestiegen ist. Die Summe aus Eigenkapital und Sonder- 

posten entspricht 48,5% (2024: 46,0%) der Bilanzsumme. Der Anstieg der Eigenkapitalquoten ist 

auf den vergleichsweise höheren Rückgang des Fremdkapitals um 13,5 Mio. EUR und das damit im 

Vergleich zum Eigenkapital stärker gesunkene Gesamtkapital zurückzuführen. Die kurzfristig fälligen 
Verbindlichkeiten sind zum Bilanzstichtag vollständig durch kurzfristig liquidierbare Vermögenswerte 

gedeckt. 

3.3 Finanzielle Leistungsindikatoren 

Gegenüber der ausgeglichenen Planung stellt sich das Jahresergebnis für das Geschäftsjahr 2025 

negativ dar und weist eine negative Umsatzrendite von - 1,1% aus (2024: + 0,7%), was auf die 

schwächere Entwicklung einzelner Geschäftsbereiche und auf außerordentliche Aufwands- 
positionen zurückzuführen ist. Der Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit sank im 

Wesentlichen aufgrund der Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie 

der Rückstellungen um 6,3 Mio. EUR. Der Bestand an liquiden Mitteln ist im Berichtsjahr um 

13,9 Mio. EUR gesunken. Neben der Abwicklung des Vergleiches und der weiteren Erfüllung von 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, sind die Tilgung von Darlehensverbindlichkeiten 

bei Kreditinstituten sowie Investitionen in das Anlagevermögen ursächlich für diese Entwicklung.  

Die Liquidität war in 2025 durchgehend gegeben, so dass finanzielle Verpflichtungen jederzeit erfüllt 

werden konnten. 

3.4 Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Für den Geschäftsverlauf und die Steuerung der SBK sind neben den finanziellen Kennzahlen auch 

nichtfinanzielle Leistungsindikatoren von Bedeutung, die insbesondere Aufschluss über die Wirkung 

und Nachhaltigkeit der Leistungsangebote und das Qualitätsmanagement der Gesellschaft geben. 
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Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die durchgehend sehr guten Bewertungen der 

Pflegequalität in allen Leistungsbereichen, die eine pflegegradgerechte Versorgung und Betreuung 

sowie hohe Pflege- und Hygienestandards bescheinigen. 

Eine hohe Prozess- und Organisationsqualität zeigt sich sowohl im Bereich des Pflegegrad- 

managements in Bezug auf die Optimierung des Belegungsmix (Verteilung der Pflegegrade) als 

auch bei der Stelleneinsatzplanung. Positiv zu bewerten sind außerdem hohe Zufriedenheits- und 
Weiterempfehlungsraten, die als Ergebnis der Pflegevisiten und regelmäßiger Befragungen von 

Bewohner*innen und Kund*innen erzielt werden und sich positiv auf Leistungsnachfrage und 

Auslastung auswirken. 

Aufgrund der hohen Personalintensität und der besonderen Bedeutung einer individuellen, 
personenzentrierten Pflege, unterliegen insbesondere auch mitarbeiterbezogene Kennzahlen als 

wesentliche nichtfinanzielle Leistungsindikatoren einer laufenden Analyse. Mit Ausnahme der hohen 

Krankheitsquote, die als branchentypisch bezeichnet werden kann und die bei der SBK unterhalb 

des Branchendurchschnitts liegt, profitiert die SBK von einer hohen Mitarbeitendenzufriedenheit, die 

sich durch eine geringe Fluktuationsrate und eine sehr hohe durchschnittliche Betriebszugehörigkeit 

auszeichnet.  

III. Chancen- und Risikobericht  

Mit dem Wechsel der Geschäftsführung wurde der Prozess des Risikomanagements überarbeitet 

und neu aufgesetzt. Mit Blick auf die identifizierten wesentlichen Risikofelder der SBK werden derzeit 
Maßnahmen eingeleitet, die eine fortlaufende Bewertung und nachvollziehbare Überwachung von 

Risiken ermöglichen sollen. Aus Sicht der Geschäftsführung bedürfen folgende Risikofelder einer 

besonderen Aufmerksamkeit: 

1. Entgeltsituation und damit verbundene Refinanzierung 

1.1  Entgelte für stationäre Leistungen nach SGB XI 

Die aktuelle Vergütungsvereinbarung der Leistungen der vollstationären Pflege und Kurzzeitpflege 

nach SGB XI hat für den somatischen Bereich eine Laufzeit bis zum 31.08.2026. Für den 

gerontopsychiatrischen und den neurologischen Bereich konnte im Unterschied zu den Vorjahren 

bereits eine Anschlussvereinbarung vom 01.01.-31.12.2026 erzielt werden.  
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Die Entgelte beinhalten die Refinanzierung der Tariferhöhung der Tabellenentgelte ab 01.05.2026 

je nach Laufzeit der Vereinbarung zu unterschiedlichen Prozentsätzen.  

Die neuen Vereinbarungen enthalten erstmalig eine anteilige Refinanzierung der Kosten für 

Krankheitsausfälle, wobei hierdurch die tatsächlich krankheitsbedingten Personalausfallkosten nur 

in einem sehr geringen, unzureichenden Ausmaß gedeckt werden. Die stetig steigenden Kosten in 

Verbindung mit Anforderungen der IT-Systemlandschaft, der Informationssicherheit und 

zunehmenden Digitalisierungsprozessen werden weiterhin nur in einem geringen, nicht 

ausreichenden Maße in den Vergütungen berücksichtigt. 
Für den somatischen Bereich wurde bereits die dritte Vergütungsvereinbarung unter Berücksich- 

tigung der Personalschlüssel des Personalbemessungsverfahren abgeschlossen. Die Umstellung 

auf die qualifikationsbasierte Aufgabenverteilung wird bei der SBK über eine intern gegründete 

Projektgruppe weiter begleitet. Die tatsächliche Umsetzung und Einhaltung der Personalvorgaben 
birgt in der praktischen Umsetzung noch deutliche Herausforderungen und ist in erster Linie von den 

Möglichkeiten der Personalgewinnung abhängig.  

1.2  Entgelte für Ambulante Leistungen nach SGB XI und SGB V 

Die Entgeltverhandlungen für die Häusliche Krankenpflege nach SGB V wurden stellvertretend 

durch den Landesverband freie ambulante Krankenpflege NRW e.V. (LfK) mit den Krankenkassen 

geführt. Für Vollanwender des TVöD kam es zum 01.07.2025 zu einer Entgeltsteigerung von rd. 
5,9% in den verschiedenen Leistungsgruppen. In der Entgeltsteigerung wurde die Tarifsteigerung 

im öffentlichen Dienst für den Zeitraum 01.04.2025 – 30.04.2026 berücksichtigt und in komprimierter 

Form ab Juli 2025 eingepreist. Für die zweite Anpassungsstufe der Tariflöhne zum 01.05.2026 ist 

mit einer neuen Vergütungsvereinbarung zu rechnen. 

Im SGB XI Bereich wurden zum 01.01.2025 und zum 01.01.2026 Einzelverhandlungen zur 

Vergütung mit einer Mindestlaufzeit von jeweils 12 Monaten abgeschlossen. Die Erhöhung des 

Punktwertes zum 01.01.2025 lag bei 4,13%, bzw. 9,6% für die Leistungskomplexe 15 und 15a und 

für das Folgejahr bei insgesamt 9%. Für 2026 wurde eine Verlängerung des Vereinbarungs- 

zeitraums analog zur Laufzeit des Tarifvertrags bis zum 31.03.2027 vereinbart.  

Auch wenn insgesamt aufgrund der erzielten Vergütungsvereinbarungen für 2026 eine 

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit für den Bereich der Häuslichen Pflege erwartet werden kann, 

bleibt die Herausforderung bestehen, kostendeckend tätig zu sein. 
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Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, dass den erzielten Preiserhöhungen eine Anpassung des 

Sachleistungsbudgets der Pflegeversicherung von lediglich 4,5% zum 01.01.2025 gegenübersteht, 

die auch für 2026 gilt. Hierdurch reduziert sich der Leistungsumfang, den Kund*innen der Häuslichen 

Pflege im Rahmen der Sachleistungsbudgets vereinbaren können, wodurch sich Einbußen im 

Bereich der Leistungsnachfrage für die SBK ergeben. 

1.3  Entgelte für Leistungen der Eingliederungshilfe 

Die Eingliederungshilfe wurde mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) systematisch in das SGB IX 

integriert, mit dem Ziel, die Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu verbessern. Allerdings hat 

die Umstellung der besonderen Wohnformen auf eine neue Leistungs- und Vergütungssystematik 

bisher nicht stattgefunden.  

Die jährlichen Entgelterhöhungen werden im Rahmen von Empfehlungsvereinbarungen zwischen 
Kostenträgern und Wohlfahrtsverbänden verhandelt. Die Refinanzierung der Kostensteigerungen 

2025 wurde im Oktober 2025 rückwirkend mit einer Entgelterhöhung von +5,8% zum 01.07.25 

bekanntgegeben. In den Vergütungsvereinbarungen sind gleichzeitig die Preise ab 01.01.2026 

enthalten. Diese sinken um -1,9%, weil damit die Stauchung aus 2025 (Verteilung des Effektes aus 
der Erhöhung eines ganzen Jahres auf 6 Monate) aufgehoben wird. Die Entgelterhöhung und damit 

die Refinanzierung der Tariferhöhung für 2026 wurde im Februar 2026 für den 01.05.2026 mit 

+3,92% mit einer Empfehlungsvereinbarung angekündigt. 

Aufgrund der hohen Personalintensität und steigender Ausgaben sind auch die Entgelte im Bereich 

der Eingliederungshilfe nicht umfänglich kostendeckend, so dass eine dauerhafte Finanzierung der 

Leistungen ohne strukturelle Veränderungen zunehmend schwerer wird. 

2. Auslastung 

Vor dem Hintergrund des drohenden Pflegeplatznotstandes in Köln ist es erklärtes Ziel der SBK, ihr 

vollstationäres Pflegeangebot in Kombination mit Tages- und Kurzzeitpflegeplätzen weiter auszu- 

bauen. 

Die Auslastung der stationären Einrichtungen und der besonderen Wohnformen zeigt sich im 

5- Jahres-Trend insgesamt als sehr stabil. Bei der Planung eines Neubaus werden frühzeitig die für 

eine wirtschaftliche Inbetriebnahme einer Einrichtung erforderlichen Aspekte berücksichtigt. 
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3. Fach- und Arbeitskräftemangel 

Der Fach- und Arbeitskräftemangel ist ein wesentliches branchentypisches Risiko, dem auch die 

SBK unterliegt. Die erhobenen und Ende 2025 veröffentlichten Daten der Pflegekammer NRW 

zeigen, dass der Versorgungsmangel in der Pflege vor allem die Bereiche der ambulanten und 

stationären Langzeitpflege treffen wird. Die Stadt Köln hat laut den von der Pflegekammer 

erhobenen Daten eine der höchsten Differenzen bei den Pflegefachpersonen zwischen den 19 bis 

30-Jährigen und den Pflegenden, die 55 Jahre oder älter sind und die demnach bald das Rentenalter 

erreichen könnten. Dass auf über 40 % Pflegefachpersonen, die in naher Zukunft in Rente gehen 

könnten, nur 10 % Berufseinsteiger nachkommen, wird den bereits bestehenden Personalmangel 
deutlich verstärken.  

Dem Risiko des Personal- und Fachkräftemangels wirkt die SBK durch die Ausbildungstätigkeit an 

der eigenen Pflegeakademie und weitreichende interne Qualifizierungs- und Weiterbildungs- 

angebote entgegen. Die ergriffenen Maßnahmen dienen insbesondere der Förderung der 
Mitarbeitendenbindung und -zufriedenheit und sollen auch dazu beitragen, die hohen Abbruch- 

quoten im Bereich der Ausbildung und die Gefahr der Abwerbung in Krankenhäuser frühzeitig zu 

verhindern. 

Auch wenn die ergriffenen, intensivierten Recruitingmaßnahmen dazu beitragen, dass sich die SBK 

als attraktive Arbeitgeberin weiterhin etablieren kann, ist dennoch davon auszugehen, dass - auch 

begründet durch die branchentypische hohe Krankheitsquote - weiterhin ein vermehrter Einsatz von 

Zeitarbeitskräften notwendig sein wird und damit hohe Fremdpersonalkosten entstehen. 

4. Immobilienbestand und Ausstattung 

Die SBK beabsichtigt, in den kommenden Jahren rd. 116 Mio. Euro in ihren Immobilienbestand zu 

investieren. Die vorhandene Bausubstanz besteht einerseits aus einer sehr guten baulichen Struktur 

sanierter Altbauten und Neubauten und andererseits aus Gebäuden und Betriebsvorrichtungen mit 

hohem Sanierungs- und Instandhaltungsbedarf. Aufgrund steigender Ansprüche potenzieller 

Mieter*innen (z.B. größere Wohnfläche, modernere Bäder), ist davon auszugehen, dass auch der 

Modernisierungsaufwand in Zukunft steigen wird. Die vorgesehenen Neubau- und Umbau- 

maßnahmen sowie regelmäßige Instandhaltungsmaßnahmen dienen der kontinuierlichen 

Verbesserung der Lebensqualität der Bewohner*innen und Kund*innen der SBK.  
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Durch die fortlaufende innovative Weiterentwicklung der Leistungsangebote kann so die Attraktivität 

der Einrichtungen und Angebote verbessert werden, wodurch der Erhalt der Markt- und 

Wettbewerbsposition der SBK gesichert werden soll. 

Ziel ist es, entsprechend den Anforderungen aus der kommunalen Pflegeplanung das Angebot durch 

weitere Neu- und Umbaumaßnahmen zu optimieren und auch auf neue Stadtteile auszuweiten. 

Dabei gewinnen die Anforderungen einer nachhaltigen Bauweise und hoher energetischer 
Standards bei Neubauten und umfangreichen Sanierungen zunehmend an Bedeutung. Da umfang- 

reiche Baumaßnahmen insbesondere vor dem Hintergrund der bestehenden baukonjunkturellen 

Entwicklungen mit finanziellen Risiken verbunden sind, gilt es, künftige Preisentwicklungen zu 

verfolgen und Refinanzierungs- und Fördermöglichkeiten frühzeitig zu prüfen. Im Bereich der 

Investitionsfinanzierung ist davon auszugehen, dass größere Baumaßnahmen mit Refinanzierungen 

über den Kostenträger und den zur Verfügung stehenden Fördermitteln nicht zu realisieren sind. 

Um Risiken zu begegnen, wird intensiv an der Etablierung einer systematischen Projektplanung mit 

frühzeitigen Absprachen und enger Abstimmung mit Planungsbüros, Fachingenieuren und 

Behörden gearbeitet. Ein zentrales Element stellt dabei ein regelmäßiges Risikocontrolling und 

Kostenmonitoring sowie der jährlich aktualisierte 10-Jahresbauplan dar. 

5. IT-Systemlandschaft und Digitalisierungsprojekte 

Mit Blick auf die bereits vor einigen Jahren festgestellte erforderliche Optimierung der IT-
Systemlandschaft ist festzustellen, dass die zu verzeichnenden Umsetzungsdefizite Folgen für die 

SBK haben und nicht nur hohe Kosten auslösen, sondern sich auch nachteilig auf die Effizienz der 

Prozesse innerhalb der verschiedenen Fach- und Leistungsbereiche auswirken. Die SBK arbeitet 

aktuell intensiv an einer Neustrukturierung der Strategie zur Optimierung der IT-Systemlandschaft 

und steht dabei vor der Herausforderung, drei IT-Großprojekte nahezu zeitgleich zu bewältigen bzw. 

die für die Umsetzung der Prozesse erforderlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Neben der 

technisch erforderlichen Umstellung des SAP-Systems auf S/4HANA bis spätestens 2027 sind die 

Einführung einer einheitlichen, umfassenden Pflegemanagement-Software und die Verbesserung 

der IT-Sicherheit von zentraler Bedeutung. Die nun zeitgleich erforderliche Umsetzung der Projekte 

birgt das Risiko von Fehlern bei der Implementierung, was die Effizienz der Prozesse zunehmend 

beeinträchtigen könnte. 
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Die Abhängigkeit von IT-Systemen erhöht weiterhin das Risiko von Cyberangriffen oder 

Datenverlusten. Um die Systemstabilität und -sicherheit zu gewährleisten wird die IT und Server- 

landschaft der SBK überwiegend von externen IT-Dienstleistern betreut und durch die eigene IT-

Serviceabteilung gesteuert, so dass die anstehenden Großprojekte professionell begleitet werden. 

6. Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) 

Die SBK-Werkstätten positionieren sich weiterhin als moderner sozialwirtschaftlicher Akteur, der 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit mit sozialpolitischer Verantwortung verbindet und aktiv zur 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention beiträgt. Als aktiver Gestalter eines inklusiven 
Arbeitsmarktes ist es das Ziel der SBK in diesem Kontext, Teilhabechancen nachhaltig zu sichern 

und gleichzeitig individuelle Entwicklungsperspektiven zu ermöglichen. 

Im Geschäftsjahr 2025 weist der Bereich der Werkstätten einen Verlust aus, der das Jahresergebnis 

der SBK belastet. Das negative Ergebnis ist in erster Linie auf die sich wandelnden wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen in Verbindung mit gestiegenen Qualitätsanforderungen und technologischen 

Anforderungen zurückzuführen. Vor diesem Hintergrund wurden in 2025 bestehende Arbeitsfelder 

konsequent modernisiert und Investitionen in Prozessoptimierung und Qualifizierungsmaßnahmen 
getätigt. 

Zukünftige Herausforderungen ergeben sich in Verbindung mit den hohen personellen 

Qualifikationsanforderungen durch eine erschwerte Aufnahme von Beschäftigten im Arbeitsbereich 

und die zunehmende Betreuungsintensität für Beschäftigte mit herausforderndem Verhalten im 
AbbA-Bereich (Arbeitsbereich mit besonderer Anleitung), so dass voraussichtlich auch künftig keine 

auskömmliche Refinanzierung der Personalkosten erreicht werden wird. 

Im Bereich der Konfektionierung ist die Ford Motor Company seit vielen Jahren der größte 

Auftraggeber der SBK-Werkstätten und bildet damit die zentrale wirtschaftliche Säule dieses 

Geschäftsbereichs. Aufgrund des deutlichen Rückgangs des Umsatzvolumens und den daraus 

resultierenden betriebswirtschaftlichen Risiken in diesem Geschäftsbereich ist es erforderlich, die 

Abhängigkeit von einem einzelnen Auftraggeber zu reduzieren, neue Marktsegmente zu erschließen 

und zusätzliche Kooperationen mit regionalen wie überregionalen Unternehmen aufzubauen. 
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Durch die Neubesetzung der Position der Geschäftsbereichsleitung im Bereich der Eingliederungs- 

hilfe zum 01.10.2025 wurde eine wichtige Grundlage für die wirtschaftliche Steuerung und die 

Erarbeitung neuer Konzepte geschaffen. 

7. Nachhaltigkeit und Klimafolgenanpassung 

Die Folgen des Klimawandels werden die SBK auch in den nächsten Jahren vor neue Herausforde- 

rungen stellen. Zunehmende Hitzeperioden mit Trockenheit, aber auch Stürme und Extremnieder- 

schlagsereignisse gefährden Baumbestände sowie den Immobilienbestand der Gesellschaft. 

Darüber hinaus stellen lange Hitzeperioden eine Gefahr für pflegebedürftige Menschen dar. 

Als zukunftsorientiertes Unternehmen ist es weiterhin das Ziel der SBK, effizienter mit Ressourcen 

umzugehen, Energie, Wasser und Abfall deutlich einzusparen, die E-Mobilität auszubauen und 

Grünflächen durch weitere Aufforstungen und Anpassung der Vegetation an den Klimawandel 
zukunftsfest zu machen. Außerdem sind an verschiedenen Standorten Photovoltaik-Anlagen 

installiert bzw. weitere geplant. Zum Schutz der pflegebedürftigen Menschen wurde Ende 2025 mit 

der nachträglichen Klimatisierung von Tagesräumen in verschiedenen Einrichtungen begonnen und 

die betriebsweite Umsetzung weiter vorangetrieben.  

Da der Klima- und Ressourcenschutz von der Umsetzung durch die im Unternehmen tätigen 

Menschen lebt, werden Mitarbeitende fortlaufend für die Thematik sensibilisiert. 

Unabhängig davon, dass die unmittelbare Berichtspflicht der CSRD weggefallen ist, verfolgt die SBK 
weiterhin das Ziel, Nachhaltigkeitsaspekte systematisch in die Unternehmenssteuerung zu 

integrieren und perspektivisch einen freiwilligen Nachhaltigkeitsbericht auf Basis des VSME-

Standards zu erstellen. 

8. Chancen 

Trotz der beschriebenen Risiken und Herausforderungen sind für die SBK als moderner Pflege- und 

Betreuungsdienstleister auch deutliche Chancen zu erkennen, um sich weiterhin als eine führende 

Kompetenzeinrichtung rund um die Themen Pflege, Wohnen und Betreuung für Senior*innen und 

Menschen mit Beeinträchtigung am Markt zu präsentieren. Aus der großen Angebotsvielfalt ergibt 

sich ein umfassendes und vernetztes Leistungsangebot in hoher Qualität aus einer Hand. 
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Die sehr guten Standortanbindungen an SBK eigene Seniorenwohnungen stellen für die stationären 

Pflegeeinrichtungen und den Bereich der Häuslichen Pflege einen wichtigen Wettbewerbsvorteil dar. 

Ebenso ist die gute infrastrukturelle Lage der Außenstandorte als positiv zu bewerten, die sich für 

die Erschließung von Quartiershäuser eignen und zusätzliche Beratungsangebote für spezielle 

Zielgruppen ermöglichen. 

Der Immobilienbestand auf dem entwicklungsfähigen Grundstück in Riehl bietet zudem 

Möglichkeiten des Ausbaus weiterer Leistungsangebote, so dass der Neubau eines stationären 

Pflegeheimes für Senior*innen und die Ausweitung der Angebote der Eingliederungshilfe realisierbar 

sind. Mit Blick auf die weiterhin bestehende hohe Nachfrage nach Wohnraum für Senior*innen bietet 
sich außerdem die Möglichkeit der Errichtung eines Wohnhauses mit Seniorenwohnungen und 

begleitenden individuellen Service- und Betreuungsangeboten am Standort Riehl. 

Als zukunftsorientiertes Unternehmen hat die SBK die Chancen erkannt, die sich aus ihrem 

vielfältigen und innovativen Arbeitsumfeld und den bestehenden Entwicklungspotentialen ergeben. 
Um weiterhin als attraktiver Arbeitgeber mit hoher Beschäftigungssicherheit und hoher 

Arbeitszufriedenheit zu gelten, wird außerdem die strategische Weiterentwicklung der Pflegeschule 

mit einem vorgesehenen Neubau verfolgt. Dies eröffnet die Chance, einen attraktiven, 
zukunftsfähigen Lernort zu schaffen, der die Umsetzung neuer pädagogischer Konzepte, moderne 

Technik (z. B. Skills Labs, digitale Lehrsysteme) und flexible Raumgestaltung für soziale Interaktion

verbindet. 

Zugleich wirkt der Neubau positiv auf das Recruiting sowie die Bindung von Fach- und Lehrpersonal 
und positioniert die SBK langfristig als innovativen Ausbildungsstandort im Wettbewerb um 

Nachwuchskräfte. 

IV. Risikoberichterstattung über die Verwendung von Finanzinstrumenten 

Zu den im Unternehmen bestehenden Finanzinstrumenten zählen im Wesentlichen kurzfristige 

Forderungen und Guthaben bei Kreditinstituten und auf der Passivseite Bankverbindlichkeiten. 

Fremdwährungskredite bestehen nicht. 
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Die Unternehmensleitung verfolgt eine konservative Risikopolitik und das Ziel, zur Sicherung des 

Unternehmenserfolges Risiken aus der Verwendung von Finanzinstrumenten zu vermeiden. Zur 

Absicherung gegen das Liquiditätsrisiko wird für jedes wesentliche Investitionsvorhaben ein 

Liquiditätsplan erstellt, der einen Überblick über die Geldaus- und -eingänge vermittelt. Soweit bei 

finanziellen Vermögenswerten Ausfall- und Bonitätsrisiken erkennbar sind, werden entsprechende 

Wertberichtigungen vorgenommen. Zur Minimierung von Ausfallrisiken verfügt das Unternehmen 
über ein entsprechendes Debitorenmanagement und ein effizientes Mahnwesen.

V. Sonstige Erläuterungen 

Das interne QM-System des gesamten Unternehmens orientiert sich an den Anforderungen der DIN 

EN ISO 9001:2015. Externe Zertifizierungen wurden in 2025 für die Bereiche der häuslichen Pflege 

sowie den Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe erfolgreich umgesetzt. 

In der stationären Pflege wurde seit einigen Jahren eine externe Zertifizierung nicht mehr beauftragt 

und als interne Alternative zur Zertifizierung die Durchführung themenbezogener Audits umgesetzt. 
Die internen Audits wurden in 2025 durch ein qualifiziertes Auditor*innen-Team durchgeführt, wobei 

die grundlegenden Anforderungen der DIN EN ISO 9001:2015 ebenfalls Berücksichtigung fanden. 

Die betriebseigene Pflegeschule „Akademie für Pflegeberufe“ ist als Bildungsträger gemäß 

Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung (AZAV) ebenfalls extern auditiert und zertifiziert. In 
2025 wurde die Zertifizierung im jährlich stattfindenden Überwachungsaudit erfolgreich bestätigt. 

Auch die drei- bzw. einjährige generalistische Pflegeausbildung zur Pflegefachkraft bzw. Pflegefach- 
assistenz entspricht den Anforderungen der AZAV. 

Für die Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) wurde die externe Zertifizierung nach 

ISO 9001:2015 und nach ISO 14001:2015 sowie die ebenfalls vorhandene AZAV Zertifizierung für 

den Berufsbildungsbereich der Werkstätten erfolgreich umgesetzt. 
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VI. Prognosebericht 

Ziel der SBK ist es, auch im Jahr 2026 ein umfassendes und vernetztes Leistungsangebot in hoher 

Qualität aus einer Hand zu bieten und dabei neue Entwicklungen im Blick zu haben. 

Die SBK wägt dabei in Erfüllung des Auftrags zur Daseinsfürsorge stets wirtschaftliche sowie soziale 

und gemeinnützige Gesichtspunkte sorgfältig ab, wobei der Fokus der Geschäftstätigkeit auf der 

stetigen Weiterentwicklung und dem Ausbau der Angebotsvielfalt an Pflege-, Wohn- und 

Unterstützungsangeboten liegt. 

Dieses Anliegen ist zugleich im Zusammenhang mit knappen Mitteln der Kostenträger und den 

daraus resultierenden nicht vollumfänglich kostendeckenden Entgelten zu sehen und bildet damit 

eine ständige Herausforderung, die eine zentrale Aufgabe bleibt. 

Zusätzliche Risiken mit Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung ergeben sich aufgrund des Nah-Ost 
Krieges und der politischen Krisen weltweit. Insbesondere die Versorgungssicherheit im Energie- 

sektor bleibt weiterhin angespannt. Inwieweit weitere Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage und 

daraus resultierende Kostensteigerungen zu erwarten sind, ist derzeit nicht abschätzbar. Zu den 
Folgen infrastrukturellen Versagens oder anderer katastrophaler Ereignisse sind keine Aussagen 

möglich. 

Der SBK entwickelt ihr Risikomanagementsystem weiter, um Risiken zu identifizieren, zu bewerten 

und zu steuern. Dazu gehören auch die Erarbeitung von Notfallplänen für Krisensituationen und die 
kontinuierliche Überwachung der operativen Prozesse. Zudem werden Maßnahmen zur Steigerung 

der Arbeitgeberattraktivität konsequent verfolgt. 

Die Annahme von Herausforderungen und deren erfolgreiche Bewältigung ist dem großen 

Engagement aller Beschäftigten und ihrer besonderen Identifikation mit dem Unternehmen und der 

damit einhergehenden besonderen Dienstleistungsqualität zu verdanken. Diese Eigenschaften 

werden sich auch weiter positiv auswirken und sind entscheidend für die Zukunftsfähigkeit der 

Gesellschaft. 

Da sich für die SBK auch weiterhin Marktchancen in den verschiedenen Leistungsbereichen 

ergeben, wurde trotz der bestehenden Risiken und Herausforderungen für 2026 ein ausgeglichenes 

Ergebnis geplant. 
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Hierbei wird es das Ziel sein, verbesserte Grundlagen für eine wirtschaftliche Steuerung in den 

einzelnen Geschäftsbereichen und Fachabteilungen zu erreichen. Die Prognose eines 

ausgeglichenen Ergebnisses für das Geschäftsjahr 2026 basiert auf der Annahme einer 

planmäßigen Umsetzung von Entgelterhöhungen auf Basis der tariflohngebundenen Refinanzierung 

in der Pflege, einer weiterhin stabilen Belegungssituation sowie einer moderaten Entwicklung der 

Personalkosten, insbesondere mit Blick auf den erforderlichen Einsatz von Zeitarbeitskräften. Die 
Kosten für geplante Instandhaltungsmaßnahmen und IT-Projekte wurden auf Basis der aktuellen 

Kenntnisse und Berechnungen der Fachabteilungen prognostiziert und bei der Ergebnisplanung 

berücksichtigt. Im Falle des Auftretens unvorhergesehener, wesentlicher Instandhaltungsbedarfe 

oder deutlich über den Planungen liegender Kostensteigerungen aufgrund der Verschärfung der 

geopolitischen Lage, könnte das geplante ausgeglichene Ergebnis belastet werden.  

Auf Basis der aktuellen Unternehmensplanung und der zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Lageberichts bekannten Rahmenbedingungen erwartet die Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 

2026 eine leicht positive Umsatzrendite und eine weiterhin stabile Eigenkapitalquote von um die 

48%. 

Auch wenn die künftige Entwicklung der Ertragslage als risikobehaftet zu bezeichnen ist, bieten 

derzeit weder die aktuelle Vermögens-, Finanz- und Ertragslage noch laufende und anstehende 

Projekte Hinweise auf bestandsgefährdende Risiken. 

Köln, den 28. Mai 2026 

gez. Dr. Amélie Köcke 
Geschäftsführerin 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH, Köln 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH, Köln, – be- 
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der SBK Sozial-Betriebe-Köln gemeinnützige GmbH, Köln, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile  
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 



Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht  
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-
schädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf  
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent- 
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeig-
nete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 



Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des  
Lageberichts  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr- 
tümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie  
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und  
zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen 
Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-
einflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus 
 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und füh-
ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-
stellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende 
wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen  
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der 
Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben. 



 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Er-
eignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 



Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Ratingen, am 28. Mai 2026 

CURACON GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Zweigniederlassung Ratingen

  

Bichler Knauf
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

(digital signiert) (digital signiert) 





Verwendungsvorbehalt

Wir, die Curacon GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, haben unsere Prüfung der vorliegenden 
Rechnungslegung im Auftrag des Unternehmens vorgenommen. Neben der gesetzlichen Funktion 
der Offenlegung (§ 325 HGB) in den Fällen gesetzlicher Abschlussprüfungen richtet sich der Be-
stätigungsvermerk ausschließlich an das Unternehmen und wurde zu dessen interner Verwendung 
erteilt, ohne dass er weiteren Zwecken Dritter oder diesen als Entscheidungsgrundlage dienen soll. 
Das in dem Bestätigungsvermerk zusammengefasste Ergebnis von freiwilligen Abschlussprüfungen 
ist somit nicht dazu bestimmt, Grundlage von Entscheidungen Dritter zu sein, und nicht für andere 
als bestimmungsgemäße Zwecke zu verwenden. 

Unserer Tätigkeit liegen unser Auftragsbestätigungsschreiben zur Jahresabschlussprüfung und die 
"Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften" in der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., Düsseldorf, 
herausgegebenen Fassung vom 1. Januar 2024 zu Grunde. 

Klarstellend weisen wir darauf hin, dass wir Dritten gegenüber keine Verantwortung, Haftung oder 
anderweitige Pflichten übernehmen, es sei denn, dass wir mit dem Dritten eine anderslautende 
schriftliche Vereinbarung geschlossen hätten oder ein solcher Haftungsausschluss unwirksam 
wäre. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir keine Aktualisierung des Bestätigungsvermerks hin-
sichtlich nach seiner Erteilung eingetretener Ereignisse oder Umstände vornehmen, sofern hierzu 
keine rechtliche Verpflichtung besteht. 

Wer auch immer das in vorstehendem Bestätigungsvermerk zusammengefasste Ergebnis unserer 
Tätigkeit zur Kenntnis nimmt, hat eigenverantwortlich zu entscheiden, ob und in welcher Form er 
dieses Ergebnis für seine Zwecke als nützlich und tauglich erachtet und durch eigene Untersu-
chungshandlungen erweitert, verifiziert oder aktualisiert. 
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